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Neufassung der allgemeinen Studien- 

und Prüfungsordnung für die nicht 

lehramtsbezogenen Bachelor- und Mas-

terstudiengänge an der Universität 

Potsdam (BAMA-O) 

 

Vom 30. Januar 2013
1
 

 

Der Senat der Universität Potsdam hat auf der 

Grundlage der §§ 18 Abs. 1 und 2, 21 Abs. 2 und 

Abs. 5 S. 2 sowie 62 Abs. 2 Nr. 2 des Brandenbur-

gischen Hochschulgesetzes in der Fassung vom 18. 

Dezember 2008 (GVBl. I/08 S. 318), zuletzt geän-

dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Oktober 

2010 (GVBl. I/10 Nr. 35), in Verbindung mit § 3 

Abs. 2 der Verordnung über die Gestaltung von 

Prüfungsordnungen zur Gewährleistung der 

Gleichwertigkeit von Studium, Prüfungen und Ab-

schlüssen vom 07. Juni 2007 (GVBl. II/07 S. 134), 

zuletzt geändert durch Verordnung vom 15. Juni 

2010 (GVBl. II/10 Nr. 33), und mit Art. 14 Abs. 1 

Nr. 2 der Grundordnung der Universität Potsdam 

vom 17. Dezember 2009 (AmBek. UP Nr. 4/2010 

S. 60) am 30. Januar 2013 folgende Satzung be-

schlossen: 
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I. Allgemeiner Teil 

 

§ 1 Geltungsbereich 

 

(1) Diese Ordnung gilt für das Studium und die 

Prüfungen in allen nicht lehramtsbezogenen Ba-

chelor- und Masterstudiengängen an der Universität 

Potsdam. Für weiterbildende Masterstudiengänge 

und Studiengänge in Kooperation mit anderen 

Hochschulen können in begründeten Einzelfällen 

abweichende Regelungen getroffen werden. 

 

(2) Ergänzend gilt die jeweilige fachspezifische 

Ordnung, die nach Maßgabe dieser Ordnung erlas-

sen wird. 

 

(3) Bei Widersprüchen zwischen dieser Ordnung 

und der jeweiligen fachspezifischen Ordnung gehen 

die Bestimmungen dieser Ordnung jenen der fach-

spezifischen Ordnung vor. 

 

(4) Verweisungen in dieser Ordnung und in den 

fachspezifischen Ordnungen auf das Brandenburgi-

sche Hochschulgesetz (BbgHG) bzw. die branden-

burgische Verordnung über die Gestaltung von 

Prüfungsordnungen zur Gewährleistung der 

Gleichwertigkeit von Studium, Prüfungen und Ab-

schlüssen (Hochschulprüfungsverordnung - HSPV) 

beziehen sich auf die jeweils gültige Fassung des 

BbgHG bzw. der HSPV. 
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§ 2 Prüfungsausschuss und Modulbeauf-

tragte 

 

(1) Für den jeweiligen Studiengang bzw. das jewei-

lige Studienfach wird vom zuständigen Fakultätsrat 

ein Prüfungsausschuss bestellt, dem Vertreter der 

Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschul-

lehrer, eine akademische Mitarbeiterin bzw. ein 

akademischer Mitarbeiter und eine Studierende 

bzw. ein Studierender angehören. Die Gruppe der 

Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer muss 

über die Mehrheit der Sitze verfügen. In sachlich 

begründeten Fällen kann innerhalb einer Fakultät 

ein fachübergreifender Prüfungsausschuss bestellt 

werden. 

 

(2) Die Amtszeit des Prüfungsausschusses beträgt 

zwei Jahre, die des studentischen Mitgliedes ein 

Jahr. Eine Wiederwahl ist möglich. Die Mitglieder 

des Ausschusses üben ihr Amt nach Ablauf einer 

Amtsperiode weiter aus, bis die Nachfolger ihr Amt 

angetreten haben. Der Fakultätsrat kann mit der 

Mehrheit seiner Mitglieder vor Ablauf der Amtszeit 

einen neuen Prüfungsausschuss bestellen. 

 

(3) Der Prüfungsausschuss wählt aus dem Kreise 

der ihm angehörenden Hochschullehrerinnen und 

Hochschullehrer eine Vorsitzende bzw. einen Vor-

sitzenden und deren bzw. dessen Stellvertreterin 

bzw. Stellvertreter. Beschlüsse werden mit einfa-

cher Mehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit ent-

scheidet die Stimme der bzw. des Vorsitzenden. 

Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als 

die Hälfte seiner Mitglieder, darunter die bzw. der 

Vorsitzende oder die bzw. der stellvertretende Vor-

sitzende, anwesend ist. Über die Sitzungen des 

Ausschusses wird Protokoll geführt. Der Prüfungs-

ausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

 

(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die 

Bestimmungen dieser Ordnung und der jeweiligen 

fachspezifischen Ordnung eingehalten werden und 

macht gegebenenfalls Änderungsvorschläge für 

diese Ordnungen. Der Prüfungsausschuss ist insbe-

sondere zuständig für: 

1. die Entscheidung über Anträge von Studie-

renden und Lehrkräften bezüglich der An-

wendung dieser Ordnung und der fachspezifi-

schen Ordnung, 

2. die Zuordnung der Lehrveranstaltungen zu 

einem Modul und die Aufteilung der dem 

Modul zugeordneten Leistungspunkte auf die 

Lehrveranstaltungen des Moduls (Beurtei-

lungsgrundlage ist dabei der Vorschlag der 

jeweiligen Lehrkraft), 

3. die Bestellung der Modulbeauftragten, 

4. den regelmäßigen Bericht an die Fakultät, 

insbesondere an die für den Studiengang bzw. 

das Studienfach zuständige Studienkommissi-

on, über die Erfahrungen mit der Anwendung 

der Ordnungen, 

5. die Anerkennung und Anrechnung von Stu-

dien-, Prüfungs- und Graduierungsleistungen, 

6. die Entscheidung über die Eignung einer 

Berufsausbildung und -erfahrung als Zu-

gangsvoraussetzung für das Bachelorstudium 

gemäß § 8 Abs. 3 BbgHG, 

7. die Entscheidung über die Zulassung der 

Bewerberinnen und Bewerber zu dem jeweili-

gen Masterstudiengang. 

 

(5) Der Prüfungsausschuss kann durch Beschluss 

Zuständigkeiten auf die Vorsitzende bzw. den Vor-

sitzenden und deren bzw. dessen Stellvertreterin 

bzw. Stellvertreter übertragen. In diesen Fällen 

informiert die bzw. der Vorsitzende bzw. die Stell-

vertreterin bzw. der Stellvertreter den Ausschuss 

unverzüglich über ihre bzw. seine Entscheidung 

oder sonstige Maßnahme. Auf Antrag einer be-

troffenen Person entscheidet in den gemäß Satz 1 

übertragenen Angelegenheiten der Prüfungsaus-

schuss als Kollegialorgan. Der Antrag muss unver-

züglich nach Bekanntgabe der Entscheidung oder 

sonstigen Maßnahme der bzw. des Vorsitzenden 

bzw. der Stellvertreterin bzw. des Stellvertreters 

gestellt werden. Das Widerspruchsrecht gemäß 

Abs. 6 bleibt davon unberührt. 

 

(6) Über einen Widerspruch gegen eine Entschei-

dung des Prüfungsausschusses entscheidet der Prü-

fungsausschuss. Diese Entscheidungsbefugnis kann 

nicht gemäß Abs. 5 an die Vorsitzende bzw. den 

Vorsitzenden oder die Stellvertreterin bzw. den 

Stellvertreter delegiert werden. 

 

(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und 

deren Stellvertreter sind zur Amtsverschwiegenheit 

verpflichtet. Sofern sie nicht dem öffentlichen 

Dienst angehören, sind sie durch die Vorsitzende 

bzw. den Vorsitzenden entsprechend zu verpflich-

ten. 

 

(8) Für jedes Modul wird vom Prüfungsausschuss 

eine Modulbeauftragte bzw. ein Modulbeauftragter 

bestellt. Die Modulbeauftragten sind insbesondere 

zuständig für 

a) die Entwicklung des Moduls im Zusammen-

wirken mit den übrigen Lehrkräften, 

b) die Koordination des Studienangebotes, 

c) die Koordination von studienbegleitenden 

Prüfungen, wenn mehrere Lehrkräfte beteiligt 

sind, und 

d) die Betreuung und Beratung der Lehrkräfte im 

laufenden Lehrbetrieb. 

Die fachspezifische Ordnung kann den Modulbe-

auftragten weitere Aufgaben zuweisen. 

 

 

§ 3 Abschlussgrade der Bachelor- und Mas-

terstudiengänge 

 

Der in dem jeweiligen Studiengang zu verleihende 

akademische Abschlussgrad eines Bachelors bzw. 
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Masters wird auf der Grundlage der Hochschulprü-

fungsverordnung des Landes Brandenburg (HSPV) 

in der fachspezifischen Ordnung festgelegt. Der 

Grad wird von der Universität Potsdam durch die 

jeweilige Fakultät verliehen. Bei einem Zwei-

Fächer-Studiengang richtet sich der Abschlussgrad 

nach dem Erstfach. Die Verleihung des Grades 

erfolgt nur, wenn zumindest für die letzten beiden 

Semester vor dem Termin der letzten Prüfungsleis-

tung die Immatrikulation in dem entsprechenden 

Studiengang an der Universität Potsdam vorgelegen 

hat. 

 

 

§ 4 Bestimmung der Ziele des Studiums 

 

(1) Ziel des Hochschulstudiums ist der Erwerb 

eines Bachelor- bzw. Mastergrades. Der Bachelor 

stellt den ersten Abschluss des Hochschulstudiums 

dar und besitzt ein eigenständiges berufsqualifizie-

rendes Profil. Das Masterstudium führt zu einem 

weiteren berufsqualifizierenden Abschluss. 

 

(2) Die Qualifikationsziele des Studiums und die 

beruflichen Einsatzfelder nach dem Studium sind in 

der jeweiligen fachspezifischen Ordnung zu be-

schreiben. Die Qualifikationsziele müssen dem 

angestrebten wissenschaftlichen bzw. künstleri-

schen Ausbildungsziel und Abschlussniveau ent-

sprechen und beziehen sich vor allem auf die Berei-

che 

 wissenschaftliche bzw. künstlerische Befähi-

gung, 

 Berufsbefähigung, 

 Befähigung zur bürgerschaftlichen Teilhabe 

und 

 Persönlichkeitsentwicklung. 

Die zur Erreichung der Qualifikationsziele erforder-

lichen fachlichen, fachübergreifenden, methodi-

schen, sozialen und personalen Kompetenzen wer-

den im Studienverlauf in entsprechend konzipierten 

Modulen erworben. 

 

 

§ 5 Module und Studienverlauf 

 

(1) Module sind in sich abgeschlossene abprüfbare 

Einheiten, die die Stoffgebiete thematisch und zeit-

lich abgerundet zusammenfassen. Ein Modul um-

fasst im Regelfall Inhalte eines einzelnen Semesters 

oder eines Studienjahres. In besonders begründeten 

Fällen kann sich ein Modul auch über mehrere 

Semester erstrecken. Ein Modul umfasst in der 

Regel zwischen 6 und 18 Leistungspunkten. Bei 

Zwei-Fächer-Bachelor-Studiengängen umfassen die 

Module in der Regel 6, 9, 12, 15 oder 18 Leis-

tungspunkte.  

 

(2) Die in einem Modul festgelegten Leistungen 

sind studienbegleitend zu erbringen. Jedes Modul, 

soweit es nicht ausschließlich oder ganz überwie-

gend praktische Abschnitte umfasst, ist mit einer 

Note abzuschließen. Die Module sind einschließlich 

des Arbeitsaufwands und der zu vergebenden Leis-

tungspunkte in der fachspezifischen Ordnung zu 

beschreiben. Zur besseren Übersichtlichkeit des 

Studiums werden die Module in der fachspezifi-

schen Ordnung in einem Modulkatalog zusammen-

gefasst. Die Beschreibung eines Moduls im Modul-

katalog muss mindestens enthalten: 

 Inhalte und Qualifikationsziele des Moduls, 

 Modulart (Pflicht- oder Wahlpflichtmodul), 

 Lehrformen (einschließlich Kontaktzeit in 

Semesterwochenstunden), 

 Voraussetzungen für die Teilnahme auf Mo-

dulebene, 

 Voraussetzungen für die Vergabe von Leis-

tungspunkten (Prüfungsnebenleistungen, 

Form der Modulprüfung und ggf. Anzahl und 

Form(en) der Modulteilprüfungen), 

 Arbeitsaufwand für das Modul (gemessen in 

Leistungspunkten und/oder Selbstlernzeit in 

Zeitstunden), 

 Häufigkeit des Angebots, 

 Anbietende Lehreinheit(en). 

Die Modulbeschreibungen sollen Angaben zur 

Lehrsprache enthalten, wenn Veranstaltungen nicht 

in deutscher Sprache durchgeführt werden. Für die 

Modulbeschreibungen ist eines der Muster aus 

Anhang 1 zu verwenden. 

 

(3) Ist ein und dasselbe Modul Bestandteil des Cur-

riculums unterschiedlicher Fächer, muss dieses 

Modul im Falle einer Kombination von zwei dieser 

Fächer in einem Fach durch ein anderes Modul, das 

weder ein Pflicht- noch ein gewähltes Wahlpflicht-

modul in diesem Fach ist, ersetzt werden. 

 

(4) Die Studieninhalte sind bei einem Vollzeitstudi-

um so auszuwählen und zu begrenzen, dass das 

Bachelor- bzw. das Masterstudium in der jeweili-

gen Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. 

Zur Dokumentation der Studierbarkeit muss jede 

fachspezifische Ordnung einen exemplarischen 

Studienverlaufsplan je Abschlussart enthalten, der 

eine mögliche und studierbare Abfolge aller Modu-

le sowie die Anfertigung der Abschlussarbeit inner-

halb der Regelstudienzeit eines Studiengangs auf-

zeigt. Ist ein Studienbeginn zum Sommer- und 

Wintersemester möglich, ist in der fachspezifischen 

Ordnung die Studierbarkeit entsprechend für den 

Beginn zum Sommer- und zum Wintersemester in 

Form von Studienverlaufsplänen aufzuzeigen. Für 

Bachelor-Studiengänge sind bei der Dokumentation 

der Studierbarkeit im Studienverlaufsplan die Mo-

dule zum Erwerb von Schlüsselkompetenzen zu 

berücksichtigen, bei Zwei-Fächer-Bachelor-

Studiengängen zusätzlich auch den Studienaufwand 

des zweiten Fachs. Für Zwei-Fächer-Bachelor-

Studiengänge wird zur Sicherung der Studier- und 

Kombinierbarkeit der Fächer eine Verteilung der 

Leistungspunkte gemäß Anhang 2 empfohlen. 
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§ 6 Leistungspunkte 

 

(1) Das Leistungspunktsystem ist ein formaler Me-

chanismus zur Gliederung, Berechnung und Be-

scheinigung des Studienaufwands. 

 

(2) Leistungspunkte sind ein quantitatives Maß für 

den Studienaufwand der Studierenden. Sie umfas-

sen sowohl die Kontaktzeit als auch die Zeit für die 

Vor- und Nachbereitung des Lehrstoffes (Präsenz- 

und Selbststudium), den Prüfungsaufwand und die 

Prüfungsvorbereitungen sowie gegebenenfalls 

Praktika. 

 

(3) Ein Leistungspunkt entspricht einem durch-

schnittlichen studentischen Arbeitsaufwand von in 

der Regel 30 Zeitstunden. Für ein Semester sind 

entsprechend dem European Credit Transfer System 

(ECTS) in der Regel 30 Leistungspunkte vorgese-

hen. 

 

(4) Einzelnen Studienleistungen als Teil von Modu-

len kann ein Leistungspunkteumfang zugeordnet 

werden; die Leistungspunkte werden in diesem Fall 

jedoch erst vergeben, wenn das Modul erfolgreich 

abgeschlossen wurde. 

 

(5) Leistungspunkte für ein Modul werden nur 

einmal vergeben. 

 

(6) Die Vergabe von Leistungspunkten für prakti-

sche Studienabschnitte ist nur möglich, wenn die 

Praxisphasen von der Hochschule inhaltlich be-

stimmt sind, in der Regel durch Lehrveranstaltun-

gen begleitet und mit einem Leistungsnachweis 

abgeschlossen werden. 

 

 

§ 7 Prüfungsbefugnis und Prüfungsan-

spruch 

 

(1) Zur Abnahme von Prüfungen sind das an einer 

Hochschule hauptberuflich tätige wissenschaftliche 

und künstlerische Personal, Lehrbeauftragte sowie 

in der beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene 

Personen befugt. Prüfungen sollen nur von Perso-

nen abgenommen werden, die Lehraufgaben erfül-

len. Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen 

bewertet werden, die selbst mindestens die durch 

die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige 

Qualifikation besitzen. 

 

(2) Die Prüfungsbefugnis bezieht sich auf das Fach, 

in dem die jeweilige Lehrkraft an der Universität 

Potsdam regelmäßig eine auf die jeweilige Prüfung 

hinführende Lehrveranstaltung abhält oder längs-

tens vier Semester vor der Prüfung gehalten hat. 

Über Ausnahmen von dem Erfordernis der Fachzu-

gehörigkeit und von der Ausschlussfrist entscheidet 

der Prüfungsausschuss. 

 

(3) Der Prüfungsanspruch einer bzw. eines Studie-

renden besteht nur in dem Studiengang, in dem die 

bzw. der Studierende immatrikuliert ist.  

 

(4) Nach Überschreitung der doppelten Regelstudi-

enzeit im Bachelorstudium und im Masterstudium 

erlischt der Prüfungsanspruch im jeweiligen Studi-

engang. Dies gilt nicht, wenn die Überschreitung 

einer Prüfungsfrist von der bzw. dem Studierenden 

nicht zu vertreten ist. Über Ausnahmen von der 

Frist nach Satz 1 entscheidet der Prüfungsausschuss 

auf schriftlichen Antrag. 

 

 

§ 8 Leistungserfassung – Ziel und Begriffs-

bestimmungen 

 

(1) Der Leistungserfassungsprozess dokumentiert 

die Prüfungs- und Studienleistungen. 

 

(2) Prüfungsleistungen sind benotete Leistungen, 

die in die Gesamtnote des Studiengangs eingehen. 

Alle anderen Leistungen sind Studienleistungen. 

Die in einer Prüfung zu erbringenden Prüfungsleis-

tungen können nach Maßgabe dieser Ordnung und 

der jeweiligen fachspezifischen Ordnung insbeson-

dere in Form von mündlichen Prüfungen, Klausu-

ren, Projektarbeiten, schriftlichen Hausarbeiten, 

Referaten und Testaten erbracht werden. Für eine 

Modul(teil)prüfung dürfen in der Modulbeschrei-

bung im Modulkatalog der fachspezifischen Ord-

nung maximal drei unterschiedliche Prüfungsfor-

men bestimmt werden. Innerhalb eines Semesters 

sollen alle Kandidatinnen und Kandidaten nach der 

gleichen Prüfungsform geprüft werden. Die Prü-

fungsform soll spätestens zu Beginn der Vorle-

sungszeit bekannt gegeben werden. 

 

(3) Modulprüfungen bestehen in der Regel aus 

einer (einzigen) Prüfungsleistung. In diesem Fall ist 

die Modulprüfung auf alle dem jeweiligen Modul 

zugeordneten Qualifikationsziele zu beziehen. In 

begründeten Fällen können einzelne Modulprüfun-

gen nach Maßgabe der fachspezifischen Ordnung 

aus mehreren Prüfungen (Modulteilprüfungen) 

bestehen, insbesondere wenn dieses wegen der 

Größe oder des inhaltlichen Aufbaus des Moduls 

geboten ist. 

 

(4) In der fachspezifischen Ordnung können einzel-

ne Studienleistungen als Voraussetzung für die 

Zulassung/Teilnahme an einer Modulprüfung oder 

ggf. einer Modulteilprüfung oder in sonstiger Form 

als Voraussetzung für den Abschluss eines Moduls 

bestimmt werden („Prüfungsnebenleistungen“). 

Soweit die fachspezifische Ordnung keine ander-

weitigen Regelungen trifft, sind die Prüfungsneben-

leistungen lediglich Voraussetzung für den Ab-

schluss eines Moduls. 

 

(5) Studienbüro im Sinne dieser Ordnung ist das 

zentrale Studienbüro der Universität Potsdam. 
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§ 9 Teilnahme an der Leistungserfassung 

 

(1) Lehrveranstaltungen müssen belegt werden. Die 

Belegung bezeichnet die Absicht der Studierenden, 

an der Lehrveranstaltung teilzunehmen. 

 

(2) Das Erbringen von Prüfungsleistungen und 

Prüfungsnebenleistungen setzt die form- und frist-

gemäße Anmeldung durch die bzw. den Studieren-

den und die Zulassung durch die Dozentin bzw. den 

Dozenten, im Fall des Abs. 5 oder der bzw. des 

Modulbeauftragten im Fall des Abs. 4 voraus. Die 

Entscheidung über die Zulassung muss innerhalb 

von einer Woche nach Ende des Anmeldezeitraums 

dem bzw. der Studierenden mitgeteilt werden. 

 

(3) Die Belegung und Anmeldung erfolgt über das 

Campusmanagementsystem, sofern dieses für den 

jeweiligen Studiengang bzw. das jeweilige Studien-

fach zur Verfügung steht, anderenfalls schriftlich. 

 

(4) Bei den Modulprüfungen, die nicht unmittelbar 

einer bestimmten Lehrveranstaltung zugeordnet 

sind, legt die bzw. der Modulbeauftragte den Prü-

fungszeitpunkt spätestens sechs Wochen vor der 

Prüfung fest. Die Anmeldung nach Abs. 2 erfolgt 

spätestens am achten Kalendertag vor dem Prü-

fungszeitpunkt. Eine spätere Anmeldung ist ausge-

schlossen (Ausschlussfrist). Eine erfolgte Anmel-

dung kann bis zum Ablauf der Frist nach Satz 2 

zurückgenommen werden. Die Form der Rücknah-

me muss dabei der Form der Anmeldung entspre-

chen. Nach der Rücknahme der Anmeldung bedarf 

es einer erneuten Anmeldung und Zulassung, um 

am Leistungserfassungsprozess teilnehmen zu kön-

nen; eventuell bereits erbrachte Prüfungsnebenleis-

tungen bleiben jedoch gültig. Bei Hausarbeiten legt 

die bzw. der Modulbeauftragte die Anmeldungsfris-

ten fest. 

 

(5) Bei der lehrveranstaltungsbegleitenden Leis-

tungserfassung erfolgt die Anmeldung nach Abs. 2 

durch die Belegung der jeweiligen Lehrveranstal-

tung. Eine Anmeldung außerhalb des Belegungs- 

und Anmeldezeitraums ist ausgeschlossen (Aus-

schlussfrist). Die Anmeldung kann innerhalb einer 

Frist (Rücktrittsfrist), zurückgenommen werden. 

Die Form der Rücknahme muss dabei der Form der 

Anmeldung entsprechen. Der Rücktritt ist nach 

erbrachter Prüfungsleistung ausgeschlossen. Nach 

der Rücknahme der Anmeldung bedarf es einer 

erneuten fristgerechten Anmeldung und einer Zu-

lassung, um am Leistungserfassungsprozess teil-

nehmen zu können; eventuell bereits erbrachte 

Prüfungsnebenleistungen bleiben jedoch gültig. Bei 

geblockten Lehrveranstaltungen kann die Dozentin 

bzw. der Dozent abweichende Fristen für die Bele-

gung und den Rücktritt festlegen. 

 

(6) Der Zeitraum für die fristgemäße Bele-

gung/Anmeldung (Anmelde- und Belegungszeit-

raum) und die Rücktrittsfrist nach Abs. 5 werden 

von der Kommission für Lehre und Studium der 

Universität Potsdam (LSK) rechtzeitig für jedes 

Semester festgelegt und in den Amtlichen Be-

kanntmachungen der Universität Potsdam veröf-

fentlich; er soll zudem in sonstiger geeigneter Wei-

se bekanntgegeben werden. Die Fristbestimmung 

muss angemessene Regelungen für Studierende 

enthalten, die sich erst im Nachrückverfahren oder 

aus sonstigen nicht von ihnen zu vertretenden 

Gründen erst nach Ablauf der allgemeinen Immat-

rikulationsfrist immatrikulieren können. 

 

 

§ 10 Termine und Fristen der Prüfungen 

 

(1) Prüfungen sind so zu terminieren, dass sie in-

nerhalb der Regelstudienzeit vollständig abgelegt 

werden können. Einzelne Prüfungsleistungen sollen 

innerhalb desselben Semesters wiederholt werden 

können. Zwischen dem ersten Prüfungstermin und 

einer möglichen Wiederholungsprüfung innerhalb 

eines Semesters sollen sechs Wochen liegen. 

 

(2) Schriftliche Prüfungsleistungen bzw. Prüfungs-

nebenleistungen sollen innerhalb eines Monats 

bewertet werden. Die Bewertung mündlicher Prü-

fungsleistungen bzw. Prüfungsnebenleistungen ist 

der bzw. dem Studierenden im Anschluss an die 

Prüfung mitzuteilen. Das Bewertungsergebnis der 

Prüfungsleistungen bzw. Prüfungsnebenleistungen 

ist unverzüglich und verbindlich nach Abschluss 

des Prüfungsverfahrens in das Campusmanage-

mentsystem einzupflegen, sofern dieses für den 

jeweiligen Studiengang bzw. das jeweilige Studien-

fach zur Verfügung steht. Sofern das Campusma-

nagementsystem nicht zur Verfügung steht, ist das 

Ergebnis unverzüglich schriftlich dem Studienbüro 

mitzuteilen. 

 

 

§ 11 Benotung und Bewertung 

 

(1) Prüfungsnebenleistungen werden nicht benotet, 

sondern nur mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ 

bewertet. 

 

(2) Als Noten zur Bewertung von Prüfungsleistun-

gen sind die folgenden Zahlenwerte zugelassen: 

1 =  sehr gut (eine hervorragende Leistung) 

2 =  gut (eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt) 

3 =  befriedigend (eine Leistung, die durchschnitt-

lichen Anforderungen entspricht) 

4 =  ausreichend (eine Leistung, die trotz ihrer 

Mängel noch den Anforderungen genügt) 

5 =  nicht ausreichend (eine Leistung, die wegen 

erheblicher Mängel den Anforderungen nicht 

genügt) 

 

(3) Zur besseren Differenzierung können auch Zwi-

schennoten verwendet werden, so dass sich insge-

samt die folgende Notenskala ergibt: 



Auszug aus den Amtlichen Bekanntmachungen Nr. 3 vom 28.03.2013 - Seite 35 - 55 

 

1,0; 1,3; 1,7; 2,0; 2,3; 2,7; 3,0; 3,3; 3,7; 4,0; 5,0. 

 

(4) Eine Multiple-Choice-Prüfung ist bestanden, 

wenn die Kandidatin bzw. der Kandidat mindestens 

50 % der Gesamtpunktzahl erreicht hat oder wenn 

die erreichte Punktzahl um nicht mehr als 10 % die 

durchschnittlichen Prüfungsleistungen der Prüflinge 

unterschreitet, die erstmals an der Prüfung teilge-

nommen haben. Die Notenvergabe wird wie folgt 

vorgenommen: 

 1,0 wenn mindestens 90 % 

 1,3 wenn mindestens 80 % 

 1,7 wenn mindestens 70 % 

 2,0 wenn mindestens 60 % 

 2,3 wenn mindestens 50 % 

 2,7 wenn mindestens 40 % 

 3,0 wenn mindestens 30 % 

 3,3 wenn mindestens 20 % 

 3,7 wenn mindestens 10 % 

 4,0 wenn weniger als 10 % 

der über die Mindestpunktzahl nach Satz 1 hinaus 

erreichbaren Punkte erlangt wurden. Für das Beste-

hen einer Prüfungsnebenleistung, die in Form einer 

Multiple-Choice-Prüfung abgenommen wird, gilt 

Satz 1 entsprechend. 

 

(5) Ohne Änderung ihres Inhalts kann für die Noten 

nach den Abs. 3 und 4 zusätzlich zu der Zahlendar-

stellung auch die folgende Buchstabendarstellung 

verwendet werden: 

A; A-; B+; B; B-; C+; C; C-; D+; D; F, 

wobei „A“ der 1,0, „D“ der 4,0 und „F“ der 5,0 

entspricht. 

 

(6) Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie 

mit mindestens „ausreichend“ (4,0) bewertet wor-

den ist. 

 

(7) Eine Prüfungsleistung ist endgültig nicht be-

standen, wenn auch der letzte Wiederholungsver-

such (§ 13 Abs. 2) mit „nicht ausreichend“ (5,0) 

bewertet worden ist. Sofern diese bzw. die fachspe-

zifische Ordnung nicht ohnehin die Bewertung 

durch zwei prüfungsberechtigte Personen vorsieht, 

ist der letzte Wiederholungsversuch einer Prüfungs-

leistung stets durch zwei prüfungsberechtigte Per-

sonen zu bewerten. 

 

(8) Bei einer nicht-mündlichen Prüfungsleistung, 

die mit „nicht ausreichend“ (5,0) und durch nur eine 

Prüferin bzw. einen Prüfer bewertet wurde, muss 

auf Verlangen der Kandidatin bzw. des Kandidaten 

eine zweite, unabhängige Bewertung der Leistung 

erfolgen. Diese Bewertung muss von einer prü-

fungsberechtigten Person durchgeführt werden, die 

vom Prüfungsausschuss bestimmt wird. 

 

(9) Sofern diese bzw. die fachspezifische Ordnung 

nicht ohnehin die Bewertung durch mindestens 

zwei prüfungsberechtigte Personen vorsieht, ist eine 

mündliche Prüfungsleistung von der Prüferin bzw. 

dem Prüfer in der Regel in Gegenwart einer sach-

kundigen Beisitzerin bzw. eines sachkundigen Bei-

sitzers abzunehmen. 

 

(10) Soweit diese Ordnung keine anderweitige 

Regelung enthält, ergibt sich die Note einer Prü-

fungsleistung, die von zwei oder mehr Prüfern 

bewertet wird, folgendermaßen: 

1.  Das arithmetische Mittel aus den einzelnen 

Noten wird ohne vorherige Rundung nach der 

ersten Dezimalstelle hinter dem Komma ab-

geschnittenen. 

2.  Sofern der nach Nr. 1 ermittelte Wert in der 

Notenskala des Abs. 3 enthalten ist, ergibt 

sich die Note nach dieser Skala. Sofern der 

nach Nr. 1 ermittelte Wert nicht in der No-

tenskala des Abs. 3 enthalten ist, wird die 

Leistung mit der Note dieser Skala bewertet, 

die dem Wert am nächsten liegt. Bei gleichem 

Abstand wird die bessere Note vergeben. 

 

 

§ 12 Bestehen der Modulprüfung und der 

Prüfung zum gesamten Studiengang 

 

(1) Die Modulprüfung ist bestanden, wenn die Mo-

dulnote mindestens „ausreichend“ (4,0) ist. Besteht 

eine Modulprüfung aus mehreren Teilprüfungen, 

ergibt sich die Modulnote aus dem arithmetische 

Mittel der mit den Leistungspunkten gewichteten 

Noten der Teilleistungen. Sofern den einzelnen 

Teilprüfungen bzw. den entsprechenden Lehrveran-

staltungen in der Modulbeschreibung keine Leis-

tungspunkte zugeordnet sind, werden die einzelnen 

Teilleistungen gleich gewichtet. Die fachspezifische 

Ordnung kann davon abweichende Wichtungsfakto-

ren für Teilprüfungsnoten regeln. Die fachspezifi-

sche Ordnung kann zudem für einzelne Module 

bestimmen, dass im Falle einer oder mehrerer nicht 

bestandener Teilprüfungen die Modulnote gemäß 

Satz 2 erst dann gebildet werden darf, wenn bei den 

Teilprüfungen alle Wiederholungsmöglichkeiten 

ausgeschöpft wurden.  

 

(2) Die Prüfung zum gesamten Studiengang ist 

bestanden, wenn die nach der jeweiligen fachspezi-

fischen Ordnung bzw. den jeweiligen fachspezifi-

schen Ordnungen für den Abschluss des Studien-

gangs vorgesehenen Pflicht- und Wahlpflichtmodu-

le erfolgreich abgeschlossen sind sowie die Ab-

schlussarbeit bestanden ist. Ist die Modulprüfung in 

einem Pflichtmodul oder die Abschlussarbeit des 

Studiengangs endgültig nicht bestanden, so ist die 

Prüfung zum gesamten Studiengang endgültig nicht 

bestanden. Ist die Modulprüfung in einem Wahl-

pflichtmodul endgültig nicht bestanden, so kann ein 

anderes Wahlpflichtmodul des Studiengangs ge-

wählt werden. Ist auch die Modulprüfung in diesem 

Wahlpflichtmodul endgültig nicht bestanden, so 

kann noch einmal ein anders Wahlpflichtmodul des 

Studiengangs gewählt werden. Ist auch die Mo-

dulprüfung in diesem Wahlpflichtmodul nicht be-

standen, so ist die Prüfung zum gesamten Studien-
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gang endgültig nicht bestanden. Die Prüfung zum 

gesamten Studiengang ist auch dann endgültig nicht 

bestanden, wenn nach dem nicht bestandenen 

Wahlpflichtmodul kein weiteres Wahlpflichtmodul 

mehr zur Verfügung steht. 

 

(3) Das endgültige Nichtbestehen der Prüfung zum 

gesamten Studiengang wird vom Studienbüro un-

verzüglich durch Bescheid gegenüber der bzw. dem 

Studierenden festgestellt. Über den Widerspruch 

gegen diesen Bescheid entscheidet das Studienbüro. 

 

 

§ 13 Wiederholung von Prüfungsleistungen, 

Freiversuch und Notenverbesserung 

 

(1) Erstmals nicht bestandene Prüfungen im ersten 

Fachsemester gelten als nicht unternommen. 

 

(2) Mit Ausnahme der Bachelor- und der Masterar-

beit (jeweils einschließlich der in dieser bzw. der 

fachspezifischen Ordnung vorgesehenen Disputati-

on) kann eine nicht bestandene Prüfungsleistung 

zweimal wiederholt werden. Sofern die nicht be-

standene Prüfungsleistung Teil einer insgesamt 

nicht bestandenen Modulprüfung ist, kann die Prü-

fungsleistung als einzelne Teilprüfung wiederholt 

werden. 

 

(3) Für alle geeigneten Fächer kann die fachspezifi-

sche Ordnung die Voraussetzungen bestimmen, 

unter denen eine innerhalb der Regelstudienzeit 

abgelegte Modulprüfung im Falle des Nichtbeste-

hens als nicht unternommen gilt (Freiversuch). 

Absatz 1 bleibt davon unberührt. Pro Fach dürfen in 

der Regel im Bachelor- und im Masterstudium 

jeweils Freiversuche in maximal zwei Modulen 

zugelassen werden. Die Inanspruchnahme eines 

Freiversuchs muss spätestens 10 Werktage nach 

Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses ausdrücklich 

schriftlich bzw. – soweit dies möglich ist – über das 

Campusmanagementsystem als solche beim Studi-

enbüro angezeigt werden; dies gilt auch, wenn die 

entsprechende Modulprüfung bestanden wurde. Pro 

Modul kann nur ein Freiversuch in Anspruch ge-

nommen werden. 

 

(4) Die Wiederholung einer bestandenen Prüfung 

ist nur möglich, wenn die Leistung im Wege des 

Freiversuchs gemäß Abs. 3 erbracht wurde. In die-

sem Fall kann die Prüfung einmal wiederholt wer-

den. Es gilt das bessere Prüfungsergebnis.  

 

(5) Die Wiederholung einer nicht bestandenen Prü-

fungsleistung sollte spätestens im Rahmen der Prü-

fungstermine des Semesters abgelegt werden, zu 

dem eine vollständige Wiederholung des Moduls 

möglich ist. Wiederholungsprüfungen sind nach der 

Ordnung abzulegen, nach der die Erstprüfung abge-

legt wurde. 

 

(6) Die Teilnahme an Wiederholungsprüfungen 

setzt eine Anmeldung und Zulassung nach § 9 Abs. 

2 voraus. Soweit die fachspezifische Ordnung 

nichts anderes regelt, setzt die Wiederholung von 

Prüfungen, die im unmittelbaren Zusammenhang 

mit einer bestimmten Lehrveranstaltung stehen, 

eine nochmalige Belegung der und Teilnahme an 

der dazugehörigen Lehrveranstaltung nicht voraus.  

 

 

§ 14 Säumnis 

 

(1) Eine Prüfungsleistung wird mit „nicht ausrei-

chend“ (5,0) bewertet, wenn die bzw. der Studie-

rende trotz Anmeldung und Zulassung ohne wichti-

gen Grund 

a) eine Prüfungsleistung nicht erbringt,  

b) die Teilnahme an der Prüfung abbricht oder 

c) eine schriftliche Prüfungsleistung nicht inner-

halb der vorgegebenen Bearbeitungszeit er-

bringt. 

 

(2) Die für das Versäumnis, den Abbruch und die 

Überschreitung der Bearbeitungszeit geltend ge-

machten wichtigen Gründe müssen der Prüferin 

bzw. dem Prüfer unverzüglich nach ihrem Auftreten 

schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht wer-

den. 

 

(3) Im Krankheitsfall ist innerhalb von fünf Werk-

tagen nach Auftreten des Krankheitsfalles ein ärzt-

liches Attest beim Studienbüro einzureichen. Geht 

das Attest per Post bei der Universität Potsdam ein, 

so muss es während der Frist nach Satz 1 abge-

schickt worden sein; maßgeblich ist das Datum des 

Poststempels. Aus dem Attest muss die Prüfungs-

unfähigkeit eindeutig hervorgehen. Das Studienbü-

ro stellt fest, ob das Attest fristgemäß eingereicht 

wurde und teilt das Ergebnis der Feststellung an-

schließend der Prüferin bzw. dem Prüfer mit. Bei 

einer nicht erbrachten Prüfungsleistung (Abs. 1 

Buchstabe a) oder beim Abbruch der Teilnahme 

(Abs. 1 Buchstabe b) darf das Attest nicht später als 

am Prüfungstag ausgestellt sein. Bescheinigt das 

Attest die Prüfungsunfähigkeit für einen Zeitraum 

von mehr als einem Tag und nimmt die bzw. der 

Studierende während dieser Zeit an einer Prüfung 

teil, so verliert das Attest auch für die Folgezeit 

seine Gültigkeit. Kann die bzw. der Studierende die 

Frist nach Satz 1 nicht einhalten, ohne dass sie bzw. 

er den Grund dafür zu vertreten hat, so ist das At-

test unverzüglich nach dem Wegfall dieses Grundes 

nachzureichen; das Versäumen der Frist ist zu be-

gründen. 

 

(4) Über die Anerkennung des angezeigten Grundes 

entscheidet in der Regel die Prüferin bzw. der Prü-

fer, im Zweifelsfall der Prüfungsausschuss. Erkennt 

die Prüferin bzw. der Prüfer die Säumnisgründe an, 

so wird unverzüglich ein neuer Termin anberaumt 

oder die Bearbeitungszeit verlängert. Die Teilnah-
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me an dem neuen Termin setzt eine erneute Anmel-

dung und Zulassung zur Prüfung voraus. 

 

 

§ 15 Nachteilsausgleich 

 

(1) Weist eine Studierende bzw. ein Studierender 

nach, dass sie bzw. er wegen einer Behinderung, 

chronischen Krankheit oder Schwangerschaft nicht 

in der Lage ist, Studien- und Prüfungsleistungen 

ganz oder teilweise in der vorgesehenen Bearbei-

tungszeit oder in der vorgesehenen Form zu erbrin-

gen, legt der Prüfungsausschuss auf schriftlichen 

Antrag und in Absprache mit der bzw. dem Studie-

renden und der Prüferin bzw. dem Prüfer Maßnah-

men fest, durch die gleichwertige Studien- und 

Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten 

Bearbeitungszeit oder in anderer Form erbracht 

werden können. 

 

(2) Soweit die Einhaltung von Fristen für die erst-

malige Anmeldung zu Prüfungsleistungen oder -

nebenleistungen, die Wiederholung von Prüfungs-

leistungen oder -nebenleistungen, die Geltendma-

chung von Gründen für das Versäumen von Prü-

fungsleistungen oder -nebenleistungen und die 

Einhaltung von Bearbeitungszeiten für Prüfungsar-

beiten betroffen sind, steht der Behinderung, chro-

nischen Krankheit oder Schwangerschaft der bzw. 

des Studierenden die Behinderung, chronische 

Krankheit oder Schwangerschaft und die dazu not-

wendige alleinige Betreuung einer bzw. eines nahen 

Angehörigen durch die Studierende bzw. den Stu-

dierenden gleich. Nahe Angehörige sind Kinder, 

Eltern, Großeltern, die Ehepartnerin bzw. der Ehe-

partner sowie die Partnerin bzw. der Partner in einer 

eingetragenen Lebenspartnerschaft. 

 

(3) Auf Antrag an den Prüfungsausschuss werden 

die Inanspruchnahme der Schutzfristen des § 3 Abs. 

2 und des § 6 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes 

(MuSchG) sowie die Regelungen zur Elternzeit in 

§§ 15 und 16 des Gesetzes zum Elterngeld und zur 

Elternzeit (BEEG) entsprechend berücksichtigt. 

 

(4) Auf Antrag an den Prüfungsausschuss sind 

Studierende 

a) mit einem Kind, für das ihnen die Personen-

fürsorge zusteht, im selben Haushalt leben, 

oder 

b) sich als Sportler im Status eines A-, B-oder C-

Nationalkaders befinden (Spitzensportler), 

berechtigt, einzelne Prüfungsleistungen und -

nebenleistungen nach Ablauf der in dieser oder in 

der fachspezifischen Ordnung vorgesehenen Fristen 

abzulegen. Entsprechendes gilt für die Fristen und 

Bearbeitungszeiten zur Erbringung von Prüfungs-

leistungen und -nebenleistungen sowie für Wieder-

holungsprüfungen. Fristen werden in der Regel 

zunächst um bis zu zwei Semester verlängert, Bear-

beitungszeiten um ein Drittel der vorgesehenen 

Gesamtbearbeitungszeit. Die Berechtigung erlischt 

mit Ablauf des Semesters, in dem die unter a) und 

b) genannten Voraussetzungen entfallen.  

 

(5) Auf Antrag an den Prüfungsausschuss ist die 

Mitwirkung in gesetzlich vorgesehenen Gremien 

und satzungsmäßigen Organen der Universität 

Potsdam sowie in satzungsmäßigen Organen der 

Selbstverwaltung der Studierenden an der Universi-

tät Potsdam angemessen zu berücksichtigen. Prü-

fungsleistungen und -nebenleistungen können aus 

diesem Grund nach Ablauf der in dieser oder in der 

fachspezifischen Ordnung vorgesehenen Fristen 

abgelegt werden. Die Fristen dürfen aus diesem 

Grund maximal um zwei Semester verlängert wer-

den. 

 

(6) Über weitergehende Einzelfallregelungen und 

die Erbringung von gleichwertigen Studien- und 

Prüfungsleistungen in anderer Form in anderen als 

den in den Abs. 1 bis 5 geregelten Fällen entschei-

det der Prüfungsausschuss auf Antrag der bzw. des 

Studierenden in Absprache mit der bzw. dem Stu-

dierenden und der Prüferin bzw. dem Prüfer. 

 

 

§ 16 Anerkennung und Anrechnung von 

Leistungen 

 

(1) Im Interesse der Studierenden und zur Förde-

rung der Mobilität verfolgt die Universität Potsdam 

eine wohlwollende Anerkennungspraxis. 

 

(2) Entscheidungen über die Anerkennung von 

Leistungen werden auf der Grundlage angemesse-

ner Informationen über die Qualifikationen getrof-

fen, deren Anerkennung angestrebt wird. 

 

(3) Zuständig für die Anerkennung ist der Prü-

fungsausschuss des Studiengangs bzw. des Studien-

fachs, für den bzw. das die Leistung anerkannt 

werden soll. 

 

(4) Leistungen, welche Studierende außerhalb der 

Bachelor- und Masterstudiengänge der Universität 

Potsdam im Geltungsbereich der Gesetze der Hoch-

schulen der deutschen Bundesländer erbracht haben 

und nachweisen, sind anzuerkennen, sofern sie sich 

nicht wesentlich hinsichtlich der erworbenen Kom-

petenzen im Vergleich zum entsprechenden Studi-

engang bzw. Studienfach der Universität Potsdam 

unterscheiden. Der Antrag auf Anerkennung ist 

beim Prüfungsausschuss zu stellen. Bei Anerken-

nung einer Leistung wird jeweils die Anzahl der 

erreichten Leistungspunkte festgestellt. 

 

(5) Falls die anerkannte Leistung benotet ist und die 

Note aus einer Skala stammt, die auf die in dieser 

Ordnung verwendete Notenskala abbildbar ist, wird 

diese Note übernommen. Leistungspunkte anderer 

Punktsysteme werden umgerechnet. Die Umrech-

nungen werden durch den Prüfungsausschuss fest-

gelegt. 
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(6) Leistungen, welche Studierende außerhalb des 

aktuellen Bachelor- oder Masterstudiengangs in 

einem anderen Studiengang der Universität Pots-

dam erbracht haben und nachweisen, werden mit 

den Leistungspunkten, die gemäß der jeweiligen 

fachspezifischen Ordnung der Universität Potsdam 

dafür vergeben werden und gegebenenfalls der 

Benotung angerechnet. Eine mehrfache Anrech-

nung ein und derselben Leistung auf unterschiedli-

che Module ist nicht möglich. 

 

(7) Leistungen, die an Hochschulen außerhalb des 

Geltungsbereichs der Gesetze der Hochschulen der 

deutschen Bundesländer erbracht wurden, sind 

anzuerkennen, sofern sie sich nicht wesentlich 

hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen im Ver-

gleich zum entsprechenden Studiengang der Uni-

versität Potsdam unterscheiden. Die Beweislast, 

dass keine Gleichwertigkeit hinsichtlich der erwor-

benen Kompetenzen im Vergleich zum entspre-

chenden Studiengang der Universität Potsdam be-

steht, liegt beim jeweiligen Prüfungsausschuss. Bei 

der Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistun-

gen und Prüfungsleistungen, die außerhalb des 

Geltungsbereichs der Gesetze der Hochschulen der 

deutschen Bundesländer erbracht wurden, sind das 

„Übereinkommen über die Anerkennung von Qua-

lifikationen im Hochschulbereich in der europäi-

schen Region“ („Lissabon-Konvention“), die von 

der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrek-

torenkonferenz gebilligten Äquivalenz-

Vereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von 

Hochschul-Partnerschaften zu beachten. 

 

(8) Sieht die fachspezifische Ordnung obligatori-

sche bzw. empfohlene Auslandsaufenthalte vor, ist 

zwischen der bzw. dem Studierenden und dem 

gemäß Abs. 3 zuständigen Prüfungsausschuss ein 

Learning Agreement abzuschließen. Dabei ist für 

den Abschluss von Learning Agreements maßgeb-

lich, dass die anvisierten Lernergebnisse und Kom-

petenzen weitgehend übereinstimmen. 

 

(9) Außerhalb des Hochschulwesens erworbene 

Kenntnisse und Fähigkeiten sind bis zu 50 Prozent 

auf ein Hochschulstudium anzurechnen, wenn sie 

nach Inhalt und Niveau dem Teil des Studiums 

gleichwertig sind, der ersetzt werden soll. 

 

(10) Die Nichtanerkennung einer Leistung ist ge-

genüber der bzw. dem Studierenden schriftlich zu 

begründen. Über einen Widerspruch gegen die 

Ablehnung einer Anerkennung entscheidet der 

Prüfungsausschuss. 
 

 

§ 17 Täuschung, wissenschaftliches Fehlver-

halten 

 

(1) Versucht die Kandidatin bzw. der Kandidat, das 

Ergebnis ihrer bzw. seiner Prüfungsleistung durch 

Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener 

Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die entsprechende 

Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ be-

wertet. Eine Kandidatin bzw. ein Kandidat, die 

bzw. der an einem Täuschungsversuch mitwirkt, 

kann von der jeweiligen Prüferin bzw. dem jeweili-

gen Prüfer oder der bzw. dem Aufsichtsführenden 

von der Fortsetzung der Prüfung ausgeschlossen 

werden; in diesem Fall wird die betreffende Prü-

fungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewer-

tet. In schweren Fällen, insbesondere solchen, die 

einen Straftatbestand erfüllen, kann der Prüfungs-

ausschuss die betreffende Kandidatin bzw. den 

betreffenden Kandidaten von der Erbringung weite-

rer Prüfungsleistungen ausschließen. Die Entschei-

dung trifft der Prüfungsausschuss nach Anhörung 

der Kandidatin bzw. des Kandidaten. 

 

(2) Ein Kandidat bzw. eine Kandidatin, die bzw. der 

den ordnungsgemäßen Ablauf der Leistungserfas-

sung schwerwiegend stört, kann von der jeweiligen 

Lehrkraft oder der bzw. dem Aufsichtsführenden 

von der weiteren Teilnahme an dem aktuellen Leis-

tungserfassungsschritt ausgeschlossen werden; in 

diesem Fall wird die betreffende Prüfungsleistung 

mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 

 

(3) Reicht die Kandidatin bzw. der Kandidat eine 

schriftliche Prüfungsleistung ein, bei deren Erbrin-

gung er bzw. sie sich wissenschaftlichen Fehlver-

haltens schuldig gemacht hat, wird folgendes Ver-

fahren praktiziert: 

1. Die entsprechende Prüfungsleistung wird mit 

„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 

2. Die betroffene Lehrkraft informiert darüber 

die Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden des 

Prüfungsausschusses und kann die Erbringung 

weiterer Prüfungsleistungen derselben Kandi-

datin bzw. desselben Kandidaten ablehnen. 

3. Die mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertete 

Prüfungsleistung wird im Campusmanage-

mentsystem mit dem Zusatz des wissenschaft-

lichen Fehlverhaltens vermerkt. 

4. Im Wiederholungsfall oder in schwerwiegen-

den vorsätzlichen Fällen wissenschaftlichen 

Fehlverhaltens kann der Prüfungsausschuss 

die betreffende Kandidatin bzw. den betref-

fenden Kandidaten von der Erbringung weite-

rer Prüfungsleistungen ausschließen. Diese 

Entscheidungsbefugnis kann nicht auf die 

Prüfungsausschussvorsitzende bzw. den Prü-

fungsausschussvorsitzenden übertragen wer-

den. Die Entscheidung trifft der Prüfungsaus-

schuss nach Anhörung der Kandidatin bzw. 

des Kandidaten. Ein schwerwiegender Fall 

wissenschaftlichen Fehlverhaltens liegt insbe-

sondere vor, wenn 

a) mehr als die Hälfte der Prüfungsleistung 

auf Plagiaten oder sonstigem wissen-

schaftlichen Fehlverhalten beruht, 

b) die Kandidatin bzw. der Kandidat ver-

sucht, die Aufklärung des wissenschaftli-
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chen Fehlverhaltens durch diesbezüglich 

unlauteres Verhalten zu vereiteln, 

c) durch das wissenschaftliche Fehlverhalten 

einer bzw. einem anderen Studierenden 

Nachteile beim Erbringen ihrer bzw. sei-

ner Prüfungsleistung zugefügt worden 

sind, 

d) das wissenschaftliche Fehlverhalten ge-

werbsmäßig oder zur Erlangung rechts-

widriger Vermögensvorteile begangen 

wurde, oder 

e) die Kandidatin bzw. der Kandidat ein Be-

schäftigungsverhältnis an der Universität 

Potsdam missbraucht. 

5. Auf Antrag der Kandidatin bzw. des Kandida-

ten oder der bzw. des Vorsitzenden des Prü-

fungsausschusses wird entsprechend der 

Richtlinie „Selbstkontrolle in der Wissen-

schaft - Regelung zur Sicherung guter wissen-

schaftlicher Praxis an der Universität Pots-

dam“ der Einzelfall dem Ombudsmann oder 

der Kommission für wissenschaftliches Fehl-

verhalten zur Entscheidung vorgelegt. Ab-

schnitt II, Nr. 2.1. und Nr. 2.3. Abs. 1 und 2 

Buchstabe a bis e der Richtlinie „Selbstkon-

trolle in der Wissenschaft - Regelung zur Si-

cherung guter wissenschaftlicher Praxis an der 

Universität Potsdam“ gelten entsprechend. 

Das Ergebnis der Untersuchung wird dem 

Prüfungsausschuss mit einem Vorschlag zur 

Entscheidung und weiteren Veranlassung 

vorgelegt. 

6. Je nach Schwere des Verstoßes kann der Prü-

fungsausschuss weitere Sanktionen verhän-

gen, bis hin zur Erklärung, dass die Prüfungs-

leistung endgültig nicht bestanden wurde. 

 

(4) Um einen Verdacht wissenschaftlichen Fehlver-

haltens überprüfen zu können, sind die Prüfenden 

berechtigt, von den Studierenden schriftliche Prü-

fungsleistungen, die nicht unter Aufsicht erbracht 

wurden, auch in elektronischer Form zu verlangen. 

Die Prüfenden sind berechtigt, Softwareprogramme 

zum Auffinden von wissenschaftlichem Fehlverhal-

ten einzusetzen.  

 

(5) Entscheidungen gemäß Abs. 3 sind den Studie-

renden unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu 

begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 

versehen. 

 

(6) Das Nähere wird durch die Richtlinie zur Siche-

rung guter wissenschaftlicher Praxis für Studieren-

de an der Universität Potsdam (Plagiatsrichtlinie) in 

der jeweils aktuellen Fassung geregelt. 

 

(7) Wird nachträglich festgestellt, dass bei einer 

prüfungsrelevanten schriftlichen Leistung wissen-

schaftliches Fehlverhalten vorlag, kann die bereits 

ergangene Prüfungsentscheidung zurückgenommen 

und die in Abs. 3 genannten Maßnahmen getroffen 

werden. Die Rücknahme der Prüfungsentscheidung 

ist ausgeschlossen, wenn seit der Feststellung der 

Prüfungsentscheidung mehr als fünf Jahre vergan-

gen sind. Die Bestimmungen des § 21 bleiben un-

berührt. 

 

 

§ 18 Gesamtnotenskala 

 

(1) Für die nach den §§ 27 bzw. 31 ermittelte Ge-

samtnote des Bachelor- bzw. Masterabschlusses gilt 

die folgende Notenskala: 

 1,0 bis einschließlich 1,2: „mit Auszeichnung“ 

 1,3 bis einschließlich 1,5: „sehr gut“ 

 1,6 bis einschließlich 2,5: „gut“ 

 2,6 bis einschließlich 3,5: „befriedigend“ 

 3,6 bis einschließlich 4,0: „ausreichend“ 

 

(2) Zusätzlich zur Gesamtnote nach Abs. 5 wird 

eine relative Note (ECTS-Grade) vergeben. Dabei 

ist die folgende Zuordnung zu Grunde zu legen: 

 A = die besten 10 % 

 B = die nächsten 25 % 

 C = die nächsten 30 % 

 D= die nächsten 25 % 

 E = die nächsten 10 % 

der Referenzgruppe. Als Grundlage für die Berech-

nung der relativen Note sind außer dem Abschluss-

jahrgang mindestens zwei und nicht mehr als fünf 

unmittelbar vorhergehende Jahrgänge als Kohorte 

(Referenzgruppe) zu erfassen. Die Referenzgruppe 

muss mindestens 10 Studierende umfassen. Auf die 

Erfassung des aktuellen Abschlussjahrgangs wird 

verzichtet. Wird die erforderliche Mindestgröße der 

Referenzgruppe von 10 Studierenden unterschritten 

und/oder gibt es keine vorhergehenden Abschluss-

jahrgänge, kann die Referenzgruppe entsprechend 

der Fachbereichsgliederung des Statistischen Bun-

desamtes auch studiengangsübergreifend gebildet 

werden. Wird auch in diesem Fall die erforderliche 

Mindestgröße der Referenzgruppe von 10 Studie-

renden unterschritten und kommt auch die Bildung 

einer studiengangsübergreifenden Referenzgruppe 

nicht in Betracht, werden die ECTS-Grades nach 

folgender Zuordnung vergeben: 

 

Gesamt-

note 

(Abs. 5) 

ECTS

-

Grade 

ECTS-

Definition 

Deutsche 

Bezeichnung 

1,0 – 1,5 A excellent hervorragend 

1,6 – 2,0 B very good sehr gut 

2,1 – 3,0 C good gut 

3,1 – 3,5 D satisfactory befriedigend 

3,6 – 4,0 E sufficient ausreichend 

 

 

§ 19 Zeugnisse, Urkunden, Bescheinigungen 

 

(1) Hat eine Studierende bzw. ein Studierender die 

zur Graduierung erforderlichen Leistungspunkte 

aller Teilbereiche des Studiums erworben und lie-

gen alle in dieser und der jeweiligen fachspezifi-
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schen Ordnung geforderten sonstigen Graduie-

rungsvoraussetzungen vor, so erfolgt ihre bzw. 

seine Graduierung ohne besonderen Antrag. In 

diesem Fall werden für die Studierende bzw. den 

Studierenden 

a) eine Urkunde in deutscher Sprache über die 

Verleihung des jeweiligen akademischen 

Grades, 

b) ein Zeugnis in deutscher Sprache und engli-

scher Übersetzung sowie 

c) ein Diploma Supplement in deutscher Sprache 

und englischer Übersetzung 

ausgestellt. 

 

(2) Die Urkunde über die Verleihung des jeweiligen 

akademischen Grades muss den Studiengang und 

die Gesamtnote ausweisen. Als Datum der Graduie-

rung ist das Datum einzusetzen, an dem die letzte 

für die Graduierung maßgebliche Prüfungsleistung 

bzw. Prüfungsnebenleistung bewertet wurde. Die 

Urkunde wird von der bzw. dem Vorsitzenden des 

Prüfungsausschusses und der für den Studiengang 

zuständigen Dekanin bzw. dem für den Studien-

gang zuständigen Dekan unterzeichnet. Die Urkun-

de trägt das Siegel der Universität Potsdam. 

 

(3) Mit der Aushändigung der Urkunde wird die 

Berechtigung zur Führung des jeweiligen akademi-

schen Grades erworben. 

 

(4) Im Zeugnis werden alle Module und das Thema 

der Abschlussarbeit unter Angabe der erworbenen 

Leistungspunkte, der Noten und der Benotungsin-

formation aufgeführt. Außerdem gibt das Zeugnis 

die Gesamtnote an. Als Datum der Prüfung ist das 

Datum einzusetzen, an dem die letzte für die Prü-

fung maßgebliche Prüfungsleistung bzw. Prüfungs-

nebenleistung bewertet wurde. Das Zeugnis wird 

von der bzw. dem Vorsitzenden des Prüfungsaus-

schusses unterzeichnet. Das Zeugnis und die engli-

sche Übersetzung tragen das Siegel der Universität 

Potsdam. 

 

(5) Das Diploma Supplement muss Informationen 

über die Struktur und die Inhalte des dem Studien-

abschluss zugrunde liegenden Studiums enthalten. 

Für das Diploma Supplement sollen die vom Studi-

enbüro bereitgestellten Vorlagen in deutscher und 

englischer Sprache verwendet werden. 

 

(6) Bei Zwei-Fächer-Bachelor-Studiengängen er-

folgen die Unterzeichnungen gemäß den Absätzen 

2 bis 4 sowie die Unterzeichnung des Diploma 

Supplements durch die Vorsitzende den bzw. den 

Vorsitzenden des Prüfungsausschusses des Erst-

fachs bzw. die Dekanin bzw. den Dekan des Erst-

fachs. 

 

(7) Studierenden, die die Universität Potsdam ver-

lassen, ohne das jeweilige Bachelor- bzw. Master-

studium abgeschlossen zu haben, ist nach der Ex-

matrikulation auf Antrag eine Bescheinigung aus-

zustellen, die die erbrachten Studien- und Prüfungs-

leistungen sowie bei nicht bestandenen Prüfungs-

leistungen die Anzahl der in Anspruch genomme-

nen Prüfungsversuche enthält. Hat eine Studierende 

bzw. ein Studierender die Prüfung zum gesamten 

Studiengang endgültig nicht bestanden, wird auf 

Antrag mit dem Bescheid über das endgültige 

Nichtbestehen nach § 12 Abs. 3 eine Bescheinigung 

nach Satz 1 ausgestellt, die zusätzlich erkennen 

lässt, dass die Prüfung zum gesamten Studiengang 

endgültig nicht bestanden ist. 

 

 

§ 20 Aufbewahrung der und Einsicht in die 

Prüfungsakten 

 

(1) Die für die Bewertung relevanten Unterlagen 

aus dem Leistungserfassungsprozess sind 12 Mona-

te ab dem Zeitpunkt der Bekanntgabe des Ergebnis-

ses aufzubewahren. Sie sollen bis zum Ablauf von 

12 Monaten ab dem Zeitpunkt der Aushändigung 

des Zeugnisses aufbewahrt werden. Danach können 

sie an die Studierenden ausgehändigt oder ausge-

sondert werden. Entsprechendes gilt für den Fall, 

dass eine Studierende bzw. ein Studierender die 

Universität Potsdam verlässt, ohne das jeweilige 

Bachelor- bzw. Masterstudium abgeschlossen zu 

haben, ab dem Zeitpunkt der Exmatrikulation. 

 

(2) Nach der Bewertung einer Prüfungsleistung ist 

den Studierenden Gelegenheit zur Einsicht in die 

jeweils für die Bewertung relevanten Unterlagen zu 

geben. Die Frist für eine Einsichtnahme endet in 

der Regel zwei Monate nach Bekanntgabe der Be-

wertung. 

 

(3) Auf Antrag können die Studierenden nach Ab-

schluss der Bewertung der Bachelor- bzw. Master-

arbeit unter Aufsicht Einsicht in ihre Arbeit und die 

Gutachten nehmen. Der Antrag ist spätestens inner-

halb eines Monats ab Bekanntgabe des Ergebnisses 

beim Studienbüro zu stellen. Nach Ablauf von fünf 

Jahren nach Abschluss des Prüfungsverfahrens 

werden die Bachelor- bzw. Masterarbeit unbescha-

det der Regelung des Abs. 1 ausgesondert. 

 

 

§ 21 Ungültigkeit der Graduierung 

 

(1) Hat eine Kandidatin bzw. ein Kandidat beim 

Erbringen einer Prüfungsleistung getäuscht und 

wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 

Zeugnisses bekannt, kann der Prüfungsausschuss 

im Benehmen mit dem jeweiligen Fakultätsrat die 

durch die Täuschung erworbenen Leistungspunkte 

entziehen und bei einer Prüfungsleistung die Note 

entsprechend berichtigen und die Prüfungsleistung 

ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. 

Dies kann die Aufhebung der Graduierung zur 

Folge haben. 
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(2) Waren die Voraussetzungen zur Teilnahme bei 

der Leistungserfassung nicht erfüllt, ohne dass die 

Kandidatin bzw. der Kandidat diesbezüglich täu-

schen wollte, und wird diese Tatsache erst nach 

Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so ist dieser 

Mangel durch die Vergabe der Leistungspunkte 

geheilt. Hat die Kandidatin bzw. der Kandidat die 

Teilnahme vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so ent-

scheidet der Prüfungsausschuss im Benehmen mit 

dem jeweiligen Fakultätsrat über die Rücknahme 

des Zeugnisses. Vor einer Entscheidung ist der 

Kandidatin bzw. dem Kandidaten Gelegenheit zur 

Stellungnahme zu geben. 

 

(3) Das unrichtige Zeugnis sowie das unrichtige 

Diploma Supplement sind einzuziehen und ggf. neu 

zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 

die Graduierungsurkunde einzuziehen, wenn die 

Graduierung auf Grund einer Täuschung zu Un-

recht erfolgte. Die Rücknahme der Graduierung ist 

ausgeschlossen, wenn seit der Feststellung der 

Prüfungsentscheidung mehr als 5 Jahre vergangen 

sind. 

 

(4) Die Bestimmungen über die Entziehung von 

akademischen Graden bleiben unberührt. 

 

 

II. Besondere Bestimmungen für das Bachelor-

studium 

 

§ 22 Dauer und Gliederung des Bachelorstu-

diums 

 

(1) Das Bachelorstudium wird an der Universität 

Potsdam als Ein-Fach-Studium oder als Zwei-

Fächer-Studium angeboten. Die Regelstudienzeit 

des Ein-Fach-Studiums für ein Vollzeitstudium 

beträgt sechs, sieben oder acht Semester (180, 210 

bzw. 240 LP), die des Zwei-Fächer-Studiums für 

ein Vollzeitstudium sechs Semester (180 LP), je-

weils einschließlich der Zeit für die Anfertigung der 

Bachelorarbeit. Näheres zur Regelstudienzeit eines 

Studiengangs regelt die fachspezifische Ordnung. 

Etwaige Kombinationsbeschränkungen in Zwei-

Fächer-Studiengängen regelt die Ordnung des Erst-

fachs. 

 

(2) Das Studium gliedert sich in Pflicht- und ggf. 

Wahlpflichtmodule, die im Modulkatalog der je-

weiligen fachspezifischen Ordnung aufzuführen 

sind. Der Umfang des Studiums bemisst sich nach 

Leistungspunkten gemäß § 6. 

 

(3) Die Studiengänge sind so zu gestalten, dass sie 

Zeiträume für Aufenthalte an ausländischen Hoch-

schulen und in der Praxis ohne Zeitverlust bieten. 

 

(4) Ein Ein-Fach-Studiengang hat einen Umfang 

von 30 Leistungspunkten je Semester (einschließ-

lich der Leistungspunkte für die Bachelorarbeit und 

der Leistungspunkte für die Schlüsselkompetenzen 

gemäß § 23). 

 

(5) Ein Zwei-Fächer-Studiengang mit einer Regel-

studienzeit von sechs Semestern hat folgenden 

Umfang: 

 Erstfach:  90 LP 

 Zweitfach:  60 LP 

 Schlüsselkompetenzen (§ 23):  30 LP 

 Insgesamt:  180 LP 

 

 

§ 23 Schlüsselkompetenzen 

 

(1) In allen Bachelorstudiengängen ist der Erwerb 

von Schlüsselkompetenzen in einem Umfang von 

30 Leistungspunkten verpflichtend. Die zu erwer-

benden Schlüsselkompetenzen werden entweder 

studienfach- bzw. studiengangspezifisch definiert 

oder als Studiumplus. Studiumplus ist der Bestand-

teil des Bachelorstudiums, der den Erwerb von 

fächerübergreifenden Schlüsselkompetenzen er-

möglicht. 

 

(2) Schlüsselkompetenzen nach Abs. 1 umfassen: 

1. akademische Grundkompetenzen im Umfang 

von 12 Leistungspunkten und 

2. berufsfeldspezifische Kompetenzen im Um-

fang von 18 Leistungspunkten. 

 

(3) Die Vermittlung der akademischen Grundkom-

petenzen (Abs. 2 Nr. 1) im Umfang von 12 Leis-

tungspunkten wird in der fachspezifischen Ordnung 

geregelt, für Zwei-Fächer-Studiengänge in der 

Ordnung des Erstfachs. Die mindestens zu vermit-

telnden Kompetenzen sind in Anhang 3 zu dieser 

Ordnung aufgeführt; die fachspezifische Ordnung 

kann weitere Kompetenzen hinzufügen. Bis zu 6 

Leistungspunkte können für unbenotete praktische 

Studienabschnitte vergeben werden. Die akademi-

schen Grundkompetenzen sind in der fachspezifi-

schen Ordnung wie folgt zu gliedern: Entweder in 

einem Modul mit einem Umfang von 12 Leistungs-

punkten, oder verteilt auf zwei Module mit einem 

Umfang von jeweils 6 Leistungspunkten, oder ver-

teilt auf ein spezifisches Grundkompetenz-Modul 

mit einem Umfang von 6 Leistungspunkten und im 

Übrigen verteilt auf die sonstigen Module der Ord-

nung, oder ohne spezifisches Grundkompetenz-

Modul verteilt auf die Module der Ordnung. Sofern 

und soweit die Grundkompetenzen nicht in spezifi-

schen Grundkompetenz-Modulen vermittelt wer-

den, ist der Anteil der Leistungspunkte für die aka-

demischen Grundkompetenzen in der Beschreibung 

des jeweiligen Moduls auszuweisen. 

 

(4) Leistungen, die im Rahmen des Programms 

„Erfolgreicher Studieneinstieg für ausländische 

Studierende“ erbracht werden, können durch den 

zuständigen Prüfungsausschuss im Umfang von bis 

zu 6 Leistungspunkten als akademische Grund-
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kompetenzen i. S. d. Abs. 2 Nr. 1 anerkannt wer-

den. 

 

(5) Die Art der Vermittlung der berufsfeldspezifi-

schen Schlüsselkompetenzen (Abs. 2 Nr. 2) im 

Umfang von 18 Leistungspunkten wird in der fach-

spezifischen Ordnung geregelt, für Zwei-Fächer-

Studiengänge in der Ordnung des Erstfachs. 

 

(6) Sofern und soweit die fachspezifische Ordnung 

keine anderweitigen Regelungen enthält, insbeson-

dere keine eigenen Module, gelten für den Erwerb 

der berufsfeldspezifischen Schlüsselkompetenzen 

die Bestimmungen dieser Ordnung. Ergänzt wird 

diese Ordnung durch die Modulbeschreibungen 

(„Modulkatalog berufsfeldspezifische Schlüssel-

kompetenzen“), die in einer eigenständigen Satzung 

vom Senat der Universität Potsdam festgelegt wer-

den. Die Konzeption der Module und die Modulbe-

schreibungen in der Satzung zum „Modulkatalog 

berufsfeldspezifische Schlüsselkompetenzen“ müs-

sen insbesondere den Vorgaben des § 5 (einschließ-

lich des Anhangs 1) und des § 12 Abs. 2 dieser 

Ordnung entsprechen. 

 

(7) Die Module für die berufsfeldspezifischen 

Kompetenzen aus der fachspezifischen Ordnung 

und dem „Modulkatalog berufsfeldspezifische 

Schlüsselkompetenzen“ können frei miteinander 

kombiniert werden, soweit die fachspezifische 

Ordnung keine Einschränkungen enthält. 

 

(8) Sofern und soweit die fachspezifische Ordnung 

eigene Module für den Erwerb der berufsfeldspezi-

fischen Schlüsselkompetenzen enthält, sind die 

berufsfeldspezifischen Kompetenzen in Module mit 

einem Umfang von jeweils 6, 12 oder 18 Leis-

tungspunkten zu gliedern. 

 

(9) Das Angebot von Studiumplus ist teilzeitgeeig-

net. 

 

 

§ 24 Ziele der Schlüsselkompetenzen 

 

(1) Die Schlüsselkompetenzen umfassen den Er-

werb 

a) überfachlicher Kenntnisse, Fähigkeiten und 

Fertigkeiten mit unmittelbarem Nutzen für 

verschiedene Berufswelten, aber auch schon 

für das Studium, 

b) von Methoden und Strategien des interdiszip-

linären und problemlösungsorientierten Den-

kens und Arbeitens, 

c) berufsfeldorientierten Wissens und 

d) von Fähigkeiten, sich selbst in gesellschaftli-

chen Situationen zu orientieren und diese an-

gemessen mit zu gestalten, 

um den Absolventinnen und Absolventen einen 

besseren Zugang zu den mit ihrem Studiengang 

verbundenen Berufsfeldern zu ermöglichen und sie 

zu befähigen, sich schnell und kompetent auf neue 

Entwicklungen in ihren Berufsfeldern einzustellen. 

 

(2) Die Note für die berufsfeldspezifischen Schlüs-

selkompetenzen wird ermittelt, indem alle diesbe-

züglichen Modulnoten mit den jeweiligen Leis-

tungspunkten multipliziert und durch die Anzahl 

der Leistungspunkte dividiert werden. Dabei wird 

jeweils nur die erste Dezimalstelle hinter dem 

Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen hinter 

dem Komma werden ohne Rundung gestrichen. 

 

 

§ 25 Studienausschuss Studiumplus 

 

(1) Für Studien zum Erwerb von Schlüsselkompe-

tenzen wird ein Studienausschuss Studiumplus 

gebildet. Ihm gehören neben der bzw. dem vom 

Präsidium der Universität Potsdam bestellten Vor-

sitzenden die Studiendekaninnen bzw. Studiende-

kane sowie zwei Studierende und eine Vertreterin 

bzw. ein Vertreter der zentralen Einrichtungen an. 

Die Studierenden und die Vertreterin bzw. der Ver-

treter der zentralen Einrichtungen werden vom 

Senat bestellt. 

 

(2) Der Studienausschuss Studiumplus 

 koordiniert das Lehrangebot von Studiumplus 

für den Erwerb von Schlüsselkompetenzen; 

 achtet darauf, dass die Bestimmungen über 

den Erwerb von Schlüsselkompetenzen ein-

gehalten werden;  

 entscheidet über Anträge von Studierenden 

oder Lehrkräften in Auslegungsfragen und 

gibt Anregungen zur Förderung des Kompe-

tenzerwerbes;  

 erlässt eine Richtlinie für die Anerkennung 

von Leistungen als Schlüsselkompetenzen 

durch die Prüfungsausschüsse („Anerken-

nungsrichtlinie“), überprüft sie in regelmäßi-

gem Abstand und ändert sie ggf.; 

 entscheidet in Zweifelsfällen über Anerken-

nung von Studien- und Prüfungsleistungen im 

Bereich der Schlüsselkompetenzen; 

 berichtet dem Senat der Universität Potsdam 

in regelmäßigem Abstand über die Erfahrun-

gen mit der Anwendung dieser Ordnung hin-

sichtlich der Schlüsselkompetenzen und 

macht ggf. Vorschläge zu ihrer Reform. 

(3) Der Studienausschuss Studiumplus kann durch 

Beschluss Zuständigkeiten auf die Vorsitzende 

bzw. den Vorsitzenden übertragen. Übertragene 

Entscheidungen werden auf Antrag der Betroffenen 

dem Studienausschuss Studiumplus zur Entschei-

dung vorgelegt. 

 

(4) Die Amtszeit der bestellten Mitglieder des Stu-

dienausschusses Studiumplus beträgt zwei Jahre, 

die der studentischen Mitglieder ein Jahr. Die Mit-

glieder des Ausschusses üben ihr Amt nach Ablauf 

einer Amtsperiode weiter aus, bis die Nachfolger 
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ihr Amt angetreten haben. Der Senat kann mit der 

Mehrheit seiner Mitglieder vor Ablauf der Amtszeit 

die von ihm bestellten Mitglieder des Studienaus-

schusses austauschen. 

 

(5) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit ge-

fasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stim-

me der bzw. des Vorsitzenden. Der Ausschuss ist 

beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 

Mitglieder, darunter die bzw. der Vorsitzende an-

wesend ist. Über die Sitzungen des Ausschusses 

wird Protokoll geführt. Der Ausschuss kann sich 

eine Geschäftsordnung geben. 

 

(6) Über einen Widerspruch gegen eine Entschei-

dung des Studienausschusses Studiumplus ent-

scheidet der Studienausschuss Studiumplus. Diese 

Entscheidungsbefugnis kann nicht gemäß Abs. 3 an 

die Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden oder die 

Stellvertreterin bzw. den Stellvertreter delegiert 

werden. 

 

(7) Die Mitglieder des Studienausschusses Studi-

umplus und deren Stellvertreterinnen und Stellver-

treter sind zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet. 

Sofern sie nicht dem öffentlichen Dienst angehören, 

sind sie durch die Vorsitzende bzw. den Vorsitzen-

den entsprechend zu verpflichten.  

 

 

§ 26 Bachelorarbeit 

 

(1) Die Bachelorarbeit ist eine Prüfungsleistung und 

die Abschlussarbeit des Studiengangs. Die Arbeit 

wird in der Regel im letzten Fachsemester des Ba-

chelorstudiengangs angefertigt. Sie wird in der 

Regel studienbegleitend geschrieben. Die Arbeit 

soll zeigen, dass die Kandidatin bzw. der Kandidat 

in der Lage ist, innerhalb begrenzter Zeit ein Prob-

lem aus einem Fach ihres bzw. seines Studiengangs 

mit wissenschaftlichen Methoden selbstständig zu 

bearbeiten und die Ergebnisse sachgerecht darzu-

stellen. Bei Zwei-Fächer-Studiengängen wird die 

Arbeit in der Regel im Erstfach geschrieben. Mit 

Zustimmung des Prüfungsausschusses des Erstfachs 

kann sie auch im Zweitfach geschrieben werden. 

 

(2) Für die Bachelorarbeit ist in der fachspezifi-

schen Ordnung ein Umfang von 6, 9 oder 12 Leis-

tungspunkten festzulegen. Thema, Aufgabenstel-

lung und Umfang der Arbeit sind entsprechend zu 

begrenzen. Wird die Bachelorarbeit im Zweitfach 

geschrieben, richtet sich die Bewertung mit Leis-

tungspunkten nach der Ordnung des vom Studie-

renden gewählten Erstfachs. 

 

(3) Die Bachelorarbeit wird von einer vom Prü-

fungsausschuss bestellten Prüferin bzw. Prüfer 

aufgegeben und betreut. Für die Wahl der Prüferin 

bzw. des Prüfers hat die Kandidatin bzw. der Kan-

didat ein Vorschlagsrecht. 

 

(4) Nach Erreichen der Zulassungsvoraussetzungen 

für die Bachelorarbeit, die die jeweilige fachspezifi-

sche Ordnung festlegt, hat die bzw. der Studierende 

Anspruch auf die unverzügliche Vergabe eines 

Themas. Für die Wahl des Themas hat die Kandida-

tin bzw. der Kandidat ein Vorschlagsrecht. Das 

Thema ist so rechtzeitig zu vergeben, dass die Ar-

beit bei Ausschöpfung der jeweiligen Bearbei-

tungszeit (Abs. 5) bis zum Ende des letzten Studi-

ensemesters bewertet werden kann. Das von der 

Betreuerin bzw. dem Betreuer vergebene Thema 

wird über die bzw. den Vorsitzenden des Prüfungs-

ausschusses unverzüglich an die Kandidatin bzw. 

den Kandidaten ausgegeben. Die Ausgabe darf nur 

erfolgen, wenn die Kandidatin bzw. der Kandidat 

zum Zeitpunkt der Ausgabe in dem betreffenden 

Studiengang immatrikuliert ist. Das Thema ist von 

der Kandidatin bzw. der Kandidatin innerhalb einer 

Woche nach der Ausgabe beim Studienbüro anzu-

melden. Der Zeitpunkt der Ausgabe und der Zeit-

punkt der Anmeldung werden dort aktenkundig 

gemacht. Erfolgt die Anmeldung nicht fristgemäß, 

ist ein neues Thema zu vergeben, sofern die Kandi-

datin bzw. der Kandidat die Gründe der Säumnis zu 

vertreten hat. 

 

(5) Die Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit beginnt 

mit der Anmeldung des Themas beim Studienbüro 

gemäß Abs. 4. Die Bearbeitungszeit richtet sich 

nach den in der fachspezifischen Ordnung für die 

Arbeit vergebenen Leistungspunkten: Bei Erarbei-

tung der Bachelorarbeit beträgt die Bearbeitungszeit 

bei einem Umfang der Arbeit von 6 Leistungspunk-

ten drei Monate, bei einem Umfang von 9 Leis-

tungspunkten 20 Wochen und bei einem Umfang 

von 12 Leistungspunkten sechs Monate. Abwei-

chend hiervon kann die bzw. der Vorsitzende des 

Prüfungsausschusses bei Ausgabe des Themas eine 

andere Bearbeitungszeit festlegen, wenn die Erar-

beitung der Bachelorarbeit nicht parallel zum Be-

such von Lehrveranstaltungen erfolgt („Bearbeitung 

im Block“). In diesem Fall beträgt die Bearbei-

tungszeit bei einem Umfang der Arbeit von 6 Leis-

tungspunkten 23 Werktage, bei einem Umfang von 

9 Leistungspunkten 35 Werktage und bei einem 

Umfang von 12 Leistungspunkten 45 Werktage. 

Die Arbeit gilt mit der Abgabe beim Studienbüro 

oder bei der Poststelle der Universität vor Ablauf 

der Bearbeitungsfrist als fristgerecht beendet. Geht 

die Arbeit per Post bei der Universität Potsdam ein, 

so gilt sie auch dann als fristgerecht beendet, wenn 

sie innerhalb der Bearbeitungsfrist abgeschickt 

wurde; maßgeblich ist das Datum des Poststempels. 

 

(6) Die Bachelorarbeit ist als Ausdruck gebunden in 

drei Exemplaren und digital vorzulegen. Sie ist mit 

Seitenzahlen, einem Inhaltsverzeichnis und einem 

Verzeichnis der benutzten Quellen und Hilfsmittel 

zu versehen. Die Passagen der Arbeit, die fremden 

Werken wörtlich oder sinngemäß entnommen sind, 

müssen unter Angabe der Quellen gekennzeichnet 

sein. Die Arbeit soll in der Regel bei 6 Leistungs-
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punkten 20 Seiten DIN A 4, bei 9 Leistungspunkten 

25 Seiten DIN A 4 und bei 12 Leistungspunkten 30 

Seiten DIN A 4 nicht überschreiten. Am Schluss 

der Arbeit hat die Kandidatin bzw. der Kandidat zu 

versichern, dass sie bzw. er die Arbeit selbstständig 

verfasst und keine anderen Quellen und Hilfsmittel 

als die angegebenen benutzt hat. 

 

(7) Versäumt die Kandidatin bzw. der Kandidat die 

Abgabefrist schuldhaft, so wird die Arbeit mit 

„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Liegt ein wich-

tiger Grund für das Versäumen der Frist vor, kann 

die bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 

nach Rücksprache mit der Betreuerin bzw. dem 

Betreuer eine Fristverlängerung bis zu einem Mo-

nat, im Krankheitsfall entsprechend der Dauer der 

Krankschreibung, gewähren. Im Übrigen gilt § 14. 

 

(8) Die Bachelorarbeit ist von zwei Prüfern zu prü-

fen. Die erste Prüferin bzw. der erste Prüfer ist 

grundsätzlich die Betreuerin bzw. der Betreuer, die 

bzw. der das Thema der Bachelorarbeit gestellt hat. 

Die zweite Prüferin bzw. der zweite Prüfer wird 

vom Prüfungsausschuss bestellt; die Kandidatin 

bzw. der Kandidat hat hierfür ein Vorschlagsrecht. 

Die Arbeit ist von den Prüfern innerhalb von zwei 

Wochen ab Abgabe der Arbeit vorläufig mit „be-

standen“ oder „nicht bestanden“ zu beurteilen und 

spätestens innerhalb von sechs Wochen zu bewer-

ten und zu benoten. Die Prüfer begutachten die 

Arbeit schriftlich und begründen ihre Benotungen 

gemäß § 11 Abs. 2 und 3. Beträgt die Differenz bei 

der Benotung mehr als 2,0 oder ist eine der Noten 

schlechter als „ausreichend“ (4,0), so wird vom 

Prüfungsausschuss eine dritte Prüferin bzw. ein 

dritter Prüfer bestellt. Bewerten zwei der dann drei 

Prüfer die Arbeit mit „nicht ausreichend“ (5,0), so 

lautet die Endnote der Arbeit „nicht ausreichend“ 

(5,0). Anderenfalls wird die Endnote der Arbeit aus 

dem nach der ersten Kommastelle ohne vorherige 

Rundung abgeschnittenen arithmetischen Mittel der 

beiden besseren Noten gebildet. 

 

(9) Eine mit „nicht ausreichend” (5,0) bewertete 

Bachelorarbeit kann nur einmal wiederholt werden. 

Die Ausgabe des neuen Themas soll spätestens 

zwei Monate nach der vorläufigen Entscheidung 

über das Bestehen der ersten Arbeit gemäß Abs. 8 

Satz 3 erfolgen. 

 

(10) Das Thema kann durch schriftliche Erklärung 

gegenüber der Betreuerin bzw. dem Betreuer der 

Arbeit einmal zurückgegeben werden. Die entspre-

chende Erklärung muss bei einer Bearbeitungsdauer 

(Abs. 5) von drei bzw. viereinhalb Monaten bis 

zum Ende des ersten Monats der Bearbeitungszeit 

und bei einer Bearbeitungsdauer von sechs Mona-

ten bis zum Ende des zweiten Monats der Bearbei-

tungszeit bei der Betreuerin bzw. dem Betreuer 

eingehen. Bei der nach Tagen bemessenen Bearbei-

tungszeit der Bearbeitung im Block betragen die 

entsprechenden Fristen 8 Werktage bei einer Bear-

beitungsdauer von 23 Werktagen, 12 Werktage bei 

einer Bearbeitungszeit von 35 Werktagen und 16 

Werktage bei einer Bearbeitungszeit von 45 Werk-

tagen. Wird ein Thema zurückgegeben, so endet die 

Leistungserfassung ohne Bewertung, es erlischt das 

Recht nach Satz 1 und es ist unverzüglich ein neues 

Thema nach Abs. 4 auszugeben. Die Rückgabe des 

Themas ist im Campusmanagementsystem zu ver-

merken. Bei der Wiederholung einer nicht bestan-

denen Bachelorarbeit besteht das Recht nach Satz 1 

nur, wenn die Kandidatin bzw. der Kandidat bei der 

Anfertigung der nicht bestandenen Bachelorarbeit 

von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht 

hat. 

 

(11) Die fachspezifische Ordnung kann zur Vertei-

digung der Bachelorarbeit eine Disputation vorse-

hen. In diesem Fall gilt § 30 Abs. 11 entsprechend. 

 

(12) Die Bachelorarbeit ist eine Arbeit in deutscher 

Sprache, sofern die fachspezifische Ordnung keine 

andere Sprache bestimmt. Mit Zustimmung der 

Betreuerin bzw. des Betreuers kann die Arbeit auch 

in englischer Sprache abgefasst werden. Erklären 

beide Prüfer ihr Einverständnis, kann der Prüfungs-

ausschuss auch eine Anfertigung der Arbeit in einer 

anderen Sprache zulassen. Ist die Arbeit nicht in 

deutscher Sprache verfasst, muss sie als Anhang 

eine kurze Zusammenfassung in deutscher Sprache 

enthalten. 

 

 

§ 27 Fach- und Gesamtnote des Bachelorab-

schlusses 

 

(1) Die Gesamtnote des Bachelorabschlusses beim 

Ein-Fach-Bachelor ist der mit den jeweiligen Leis-

tungspunkten gewichtete Mittelwert aller zugehöri-

gen Modulnoten, der Note für die berufsfeldspezifi-

schen Schlüsselkompetenzen und der Note für die 

Bachelorarbeit. Die fachspezifischen Ordnungen 

können eine gesonderte Gewichtung für die Ba-

chelorarbeit, für einzelne Module oder für Gruppen 

von Modulen vorsehen. Die nach Satz 1 ermittelte 

Gesamtnote wird ohne vorherige Rundung nach der 

ersten Dezimalstelle hinter dem Komma abge-

schnitten. 

 

(2) Die Note eines Fachs beim Zwei-Fächer-

Bachelor (Fachnote) ist der mit den jeweiligen 

Leistungspunkten gewichtete Mittelwert aller dem 

jeweiligen Fach zugehörigen Modulnoten ohne 

Berücksichtigung der Bachelorarbeit. Dabei wird 

jeweils nur die erste Dezimalstelle hinter dem 

Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen hinter 

dem Komma werden ohne Rundung gestrichen. Die 

fachspezifischen Ordnungen können davon abwei-

chende Wichtungsfaktoren für Modulnoten regeln. 

 

(3) Die Gesamtnote des Bachelorabschlusses ergibt 

sich beim Zwei-Fächer-Bachelor durch die beiden 

Fachnoten, die Note für die berufsfeldspezifischen 
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Schlüsselkompetenzen und die Note der Bachelor-

arbeit im Verhältnis ihrer jeweiligen Leistungs-

punktzahlen. Die fachspezifischen Ordnungen kön-

nen eine gesonderte Gewichtung für die Bachelor-

arbeit, für einzelne Module oder für Gruppen von 

Modulen vorsehen. Die nach Satz 1 ermittelte Ge-

samtnote wird ohne vorherige Rundung nach der 

ersten Dezimalstelle hinter dem Komma abge-

schnitten. 

 

(4) Sofern die bzw. der Studierende mehr Wahl-

pflichtmodule erfolgreich abgeschlossen hat, als 

vom Leistungspunkteumfang für die Wahlpflicht-

module insgesamt vorgesehen sind, zählen für die 

Note des Studiengangs bzw. des Studienfachs die 

Wahlpflichtmodule, die die bzw. der Studierende 

gegenüber dem Studienbüro dafür benannt hat. Die 

Benennung der Wahlpflichtmodule, die in die Note 

eingehen sollen, muss spätestens bei Abgabe der 

Bachelorarbeit schriftlich erfolgen. Die Benennung 

darf nur einmalig erfolgen. Ist bei Abgabe der Ba-

chelorarbeit die Benennung nicht erfolgt, dann 

zählen die Wahlpflichtmodule in der Reihenfolge 

ihres Abschlusses, bis die notwendige Anzahl an 

Wahlpflicht-Leistungspunkten erreicht ist. § 12 

Abs. 2 bleibt von dieser Regelung unberührt. Die 

übrigen Wahlpflichtmodule gehen nicht in die Ge-

samtnote ein, können aber auf Wunsch der bzw. des 

Studierenden im Zeugnis ausgewiesen werden. 

 

 

III. Besondere Bestimmungen für das Master-

studium 

 

§ 28 Arten des Masterstudiums 

 

(1) Masterstudiengänge sollen als stärker for-

schungsorientierte oder als stärker anwendungsori-

entierte Studiengänge konzipiert werden. 

 

(2) In der fachspezifische Ordnung ist festzulegen, 

ob es sich um einen konsekutiven oder um einen 

weiterbildenden Studiengang handelt.  

 

 

§ 29 Dauer und Gliederung des Masterstudi-

ums 

 

(1) Das Masterstudium wird grundsätzlich als Ein-

Fach-Studiengang durchgeführt. Fachfremde Inhal-

te sind im Einvernehmen mit dem anbietenden Fach 

als integrativer Bestandteil des Studiums in der 

fachspezifischen Ordnung des Fachs auszuweisen. 

 

(2) Die Regelstudienzeit eines Master-Studiengangs 

beträgt zwei, drei oder vier Semester (60, 90 oder 

120 LP) einschließlich der Anfertigung der Master-

arbeit. Die Gesamtregelstudienzeit für ein Vollzeit-

studium in konsekutiven Studiengängen darf zehn 

Semester nicht überschreiten. Näheres zur Regel-

studienzeit eines Studiengangs regelt die fachspezi-

fische Ordnung. 

(3) Das Studium gliedert sich in Pflicht- und gege-

benenfalls Wahlpflichtmodule, die im Modulkata-

log jeder fachspezifischen Ordnung aufzuführen 

sind. Der Umfang des Studiums bemisst sich nach 

Leistungspunkten gemäß § 6. 

 

(4) Das Studium hat einen Umfang von 30 Leis-

tungspunkten je Semester (einschließlich der Leis-

tungspunkte für die Masterarbeit). 

 

(5) Die Studiengänge sind so zu gestalten, dass sie 

Zeiträume für Aufenthalte an ausländischen Hoch-

schulen und in der Praxis ohne Zeitverlust bieten. 

 

 

§ 30 Masterarbeit 

 

(1) Die Masterarbeit ist eine Prüfungsleistung und 

die Abschlussarbeit des Studiengangs. Sie wird in 

der Regel im letzten Fachsemester des Masterstudi-

ums angefertigt. Die Masterarbeit ist eigens für die 

jeweilige Masterprüfung und innerhalb des entspre-

chenden Studiengangs anzufertigen; die Anerken-

nung einer bereits anderweitig gefertigten Arbeit als 

Masterarbeit ist ausgeschlossen. Die Masterarbeit 

soll zeigen, dass die Kandidatin bzw. der Kandidat 

in dem auf dem ersten berufsqualifizierenden Ab-

schluss aufbauenden Studium erweiterte und ver-

tiefte Fachkompetenzen erworben hat, Theorie und 

Empirie zu verbinden vermag und fähig ist, eine 

stärker forschungs- oder stärker anwendungsorien-

tierte Problemstellung auf fachwissenschaftlicher 

Grundlage mit fachwissenschaftlichen Methoden 

innerhalb einer vorgegebenen Frist zu bearbeiten 

und die Ergebnisse in formal, sprachlich und sach-

lich überzeugender Weise darzustellen. 

 

(2) Die Masterarbeit wird studienbegleitend ange-

fertigt. Das Thema der Masterarbeit und der sich 

daraus ergebende notwendige Untersuchungsauf-

wand müssen sich am Umfang orientieren, der nach 

Maßgabe der Festlegung in der jeweiligen fachspe-

zifischen Ordnung inklusive der Disputation 15, 18, 

21, 24, 27 oder 30 Leistungspunkte umfasst. The-

ma, Aufgabenstellung und Umfang der Arbeit sind 

entsprechend zu begrenzen. 

 

(3) Die Masterarbeit wird von einer bzw. einem 

vom Prüfungsausschuss bestellten Prüferin bzw. 

Prüfer aufgegeben und betreut. Für die Wahl der 

Prüferin bzw. des Prüfers hat die Kandidatin bzw. 

der Kandidat ein Vorschlagsrecht. 

 

(4) Nach Erreichen der Zulassungsvoraussetzungen 

für die Masterarbeit, die die jeweilige fachspezifi-

sche Ordnung festlegt, hat die bzw. der Studierende 

Anspruch auf die unverzügliche Vergabe eines 

Themas. Für die Wahl des Themas hat die Kandida-

tin bzw. der Kandidat ein Vorschlagsrecht. Das 

Thema ist so rechtzeitig zu vergeben, dass die Ar-

beit bei Ausschöpfung der jeweiligen Bearbei-

tungszeit (Abs. 5) bis zum Ende des letzten Studi-
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ensemesters bewertet werden kann. Das von der 

Betreuerin bzw. dem Betreuer vergebene Thema 

wird über die bzw. den Vorsitzenden des Prüfungs-

ausschusses unverzüglich an die Kandidatin bzw. 

den Kandidaten ausgegeben. Die Ausgabe darf nur 

erfolgen, wenn die Kandidatin bzw. der Kandidat 

zum Zeitpunkt der Ausgabe in dem betreffenden 

Studiengang immatrikuliert ist. Das Thema ist von 

der Kandidatin bzw. dem Kandidaten innerhalb 

einer Woche nach der Ausgabe beim Studienbüro 

anzumelden. Der Zeitpunkt der Ausgabe und der 

Zeitpunkt der Anmeldung werden dort aktenkundig 

gemacht. Erfolgt die Anmeldung nicht fristgemäß, 

ist ein neues Thema zu vergeben, sofern die Kandi-

datin bzw. der Kandidat die Gründe der Säumnis zu 

vertreten hat. 

 

(5) Die Bearbeitungszeit der Masterarbeit beginnt 

mit der Anmeldung des Themas beim Studienbüro 

gemäß Abs. 4. Die Bearbeitungszeit richtet sich 

nach den in der fachspezifischen Ordnung für die 

Arbeit vergebenen Leistungspunkten. Die Bearbei-

tungszeit beträgt bei einem Umfang der Arbeit von 

15-21 Leistungspunkten vier Monate, bei einem 

Umfang von 24-30 Leistungspunkten sechs Mona-

te. Abweichend hiervon kann die bzw. der Vorsit-

zende des Prüfungsausschusses bei Ausgabe des 

Themas eine andere Bearbeitungszeit festlegen, 

wenn die Erarbeitung der Masterarbeit nicht paral-

lel zum Besuch von Lehrveranstaltungen erfolgt 

(„Bearbeitung im Block“). In diesem Fall beträgt 

die Bearbeitungszeit entsprechend dem Umfang der 

Arbeit für jeweils 3 Leistungspunkte 10 Werktage. 

Die Arbeit gilt mit der Abgabe beim Studienbüro 

oder bei der Poststelle der Universität vor Ablauf 

der Bearbeitungsfrist als fristgerecht beendet. Geht 

die Arbeit per Post bei der Universität Potsdam ein, 

so gilt sie auch dann als fristgerecht beendet, wenn 

sie innerhalb der Bearbeitungsfrist abgeschickt 

wurde; maßgeblich ist das Datum des Poststempels. 

 

(6) Die Masterarbeit ist als Ausdruck gebunden in 

drei Exemplaren und digital vorzulegen. Sie ist mit 

Seitenzahlen, einem Inhaltsverzeichnis und einem 

Verzeichnis der benutzten Quellen und Hilfsmittel 

zu versehen. Die Passagen der Arbeit, die fremden 

Werken wörtlich oder sinngemäß entnommen sind, 

müssen unter Angabe der Quellen gekennzeichnet 

sein. Der Umfang der Arbeit soll in der Regel 3 

Seiten DIN A 4 pro Leistungspunkt nicht über-

schreiten. Am Schluss der Arbeit hat die Kandidatin 

bzw. der Kandidat zu versichern, dass sie bzw. er 

die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen 

Quellen und Hilfsmittel als die angegebenen be-

nutzt hat. 

 

(7) Versäumt die Kandidatin bzw. der Kandidat die 

Abgabefrist schuldhaft, so wird die Arbeit mit 

„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Liegt ein wich-

tiger Grund für das Versäumen der Frist vor, kann 

die bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 

nach Rücksprache mit der Betreuerin bzw. dem 

Betreuer eine Fristverlängerung bis zu einem Mo-

nat, im Krankheitsfall entsprechend der Dauer der 

Krankschreibung, gewähren. Im Übrigen gilt § 14. 

 

(8) Die Masterarbeit ist von zwei Prüfern zu prüfen. 

Die erste Prüferin bzw. der erste Prüfer ist grund-

sätzlich die Betreuerin bzw. der Betreuer, die bzw. 

der das Thema der Masterarbeit gestellt hat. Die 

zweite Prüferin bzw. der zweite Prüfer wird vom 

Prüfungsausschuss bestellt; die Kandidatin bzw. der 

Kandidat hat hierfür ein Vorschlagsrecht. Die Ar-

beit ist von den Prüfern innerhalb von sechs Wo-

chen zu bewerten und zu benoten. Die Prüfer be-

gutachten die Arbeit schriftlich und begründen ihre 

Benotungen gemäß § 11 Abs. 2 und 3. Beträgt die 

Differenz bei der Benotung mehr als 2,0 oder ist 

eine der Bewertungen schlechter als „ausreichend“, 

so wird vom Prüfungsausschuss eine dritte Prüferin 

bzw. ein dritter Prüfer bestellt. Bewerten zwei der 

dann drei Prüfer die Arbeit mit „nicht ausreichend“ 

(5,0), so lautet die Endnote der Arbeit „nicht aus-

reichend“ (5,0). Anderenfalls wird die Endnote der 

Arbeit aus dem nach der ersten Kommastelle ohne 

vorherige Rundung abgeschnittenen arithmetischen 

Mittel der beiden besseren Noten gebildet. 

 

(9) Eine mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertete 

Masterarbeit kann nur einmal wiederholt werden. 

 

(10) Das Thema kann durch schriftliche Erklärung 

gegenüber der Betreuerin bzw. dem Betreuer der 

Arbeit einmal zurückgegeben werden. Die entspre-

chende Erklärung muss bei einer Bearbeitungsdauer 

(Abs. 5) von drei bzw. vier Monaten bis zum Ende 

des ersten Monats der Bearbeitungszeit und bei 

einer Bearbeitungsdauer von sechs Monaten bis 

zum Ende des zweiten Monats der Bearbeitungszeit 

der Betreuerin bzw. beim Betreuer eingehen. Bei 

der nach Tagen bemessenen Bearbeitungszeit der 

Bearbeitung im Block beträgt die entsprechende 

Frist entsprechend dem Umfang der Arbeit jeweils 

einen Werktag pro Leistungspunkt. Wird ein The-

ma zurückgegeben, so endet die Leistungserfassung 

ohne Bewertung, es erlischt das Recht nach Satz 1 

und es ist unverzüglich ein neues Thema nach Abs. 

4 auszugeben. Die Rückgabe des Themas ist im 

Campusmanagementsystem zu vermerken. Bei der 

Wiederholung einer nicht bestandenen Masterarbeit 

besteht das Recht nach Satz 1 nur, wenn die Kandi-

datin bzw. der Kandidat bei der Anfertigung der 

nicht bestandenen Masterarbeit von dieser Mög-

lichkeit keinen Gebrauch gemacht hat. 

 

(11) Zur Verteidigung der Arbeit setzt der Prü-

fungsausschuss nach Abgabe der Arbeit eine Dispu-

tation an. Die Disputation findet nur statt, wenn die 

Arbeit gemäß Abs. 8 mit der Endnote „ausrei-

chend“ (4,0) oder besser benotet worden ist. Die 

Disputation wird von einer Prüfungskommission 

bewertet. Die Prüfungskommission besteht aus den 

Prüfern und einem Beisitzer. Die Disputation um-

fasst einen 20minütigen mündlichen Vortrag und 
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ein 30minütiges Prüfungsgespräch. Sie kann im 

Fall einer Bewertung mit „nicht ausreichend“ (5,0) 

einmal wiederholt werden. Die Bewertung der 

Disputation geht zu 25 Prozent in die Bewertung 

der Gesamtleistung der Masterarbeit ein. Die Dis-

putation findet universitätsöffentlich statt; auf An-

trag der bzw. des Studierenden ist die Öffentlichkeit 

auszuschließen.  

 

(12) Die Masterarbeit ist eine Arbeit in deutscher 

Sprache, sofern die fachspezifische Ordnung keine 

andere Sprache bestimmt. Mit Zustimmung der 

Betreuerin bzw. des Betreuers kann die Arbeit auch 

in englischer Sprache abgefasst werden. Erklären 

beide Prüfer ihr Einverständnis, kann der Prüfungs-

ausschuss auch eine Anfertigung der Arbeit in einer 

anderen Sprache zulassen. Ist die Arbeit nicht in 

deutscher Sprache verfasst, muss sie als Anhang 

eine kurze Zusammenfassung in deutscher Sprache 

enthalten. 

 

 

§ 31 Gesamtnote des Masterabschlusses 

 

(1) Die Gesamtnote des Masterabschlusses ist der 

mit den jeweiligen Leistungspunkten gewichtete 

Mittelwert aller zugehörigen Modulnoten und der 

Note für die Masterarbeit. Die fachspezifische Ord-

nung kann eine gesonderte Gewichtung für die 

Masterarbeit, für einzelne Module oder für Gruppen 

von Modulen vorsehen. Die nach Satz 1 ermittelte 

Gesamtnote wird ohne vorherige Rundung nach der 

ersten Dezimalstelle abgeschnitten. 

 

(2) Sofern die bzw. der Studierende mehr Wahl-

pflichtmodule erfolgreich abgeschlossen hat, als 

vom Leistungspunkteumfang für die Wahlpflicht-

module insgesamt vorgesehen sind, zählen für die 

Note des Studiengangs bzw. des Studienfachs die 

Wahlpflichtmodule, die die bzw. der Studierende 

gegenüber dem Studienbüro dafür benannt hat. Die 

Benennung der Wahlpflichtmodule, die in die Note 

eingehen sollen, muss spätestens bei Abgabe der 

Masterarbeit schriftlich erfolgen. Die Benennung 

darf nur einmalig erfolgen. Ist bei Abgabe Master-

arbeit die Benennung nicht erfolgt, dann zählen die 

Wahlpflichtmodule in der Reihenfolge ihres Ab-

schlusses, bis die notwendige Anzahl an Wahl-

pflicht-Leistungspunkten erreicht ist. § 12 Abs. 2 

bleibt von dieser Regelung unberührt. Die übrigen 

Wahlpflichtmodule gehen nicht in die Gesamtnote 

ein, können aber auf Wunsch der bzw. des Studie-

renden im Zeugnis ausgewiesen werden. 

 

 

IV. Schlussbestimmungen 

 

§ 32 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

und Übergangsbestimmungen 

 

(1) Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf-

fentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 

der Universität Potsdam in Kraft. Gleichzeitig tritt 

die Allgemeine Ordnung für die nicht lehramtsbe-

zogenen Bachelor- und Masterstudiengänge an der 

Universität Potsdam (BAMA-O) vom 24. Septem-

ber 2009 (AmBek. UP 2009 S. 160), zuletzt geän-

dert durch Satzung vom 20. Oktober 2010 (AmBek. 

UP 2011 S. 21), außer Kraft. Der Anwendungsbe-

reich dieser Ordnung und die Weitergeltung der 

bisherigen BAMA-O vom 24. September 2009 in 

der jeweils maßgeblichen Fassung richten sich nach 

den folgenden Absätzen. 

 

(2) Die §§ 23 bis 25 dieser Ordnung sind erst ab 

dem Wintersemester 2013/2014 anzuwenden. Die 

Satzung zum „Modulkatalog berufsfeldspezifische 

Schlüsselkompetenzen“ (§ 23 Abs. 5) ist so recht-

zeitig zur erarbeiten, dass sie spätestens zum 1. 

Oktober 2013 in Kraft treten kann.  

 

(3) Diese Ordnung gilt ab dem 1. April 2013 für 

alle Studierende, die in einem Bachelor- oder Mas-

terstudiengang immatrikuliert sind oder werden. Bis 

zum 31. März 2013 ist die bisherige BAMA-O 

anzuwenden. Bei Widersprüchen dieser Ordnung 

mit der entsprechenden fachspezifischen Ordnung 

bzw. der bisherigen BAMA-O gehen mit Erreichen 

des 1. Aprils 2013 die Bestimmungen dieser Ord-

nung denen der fachspezifischen Ordnung und der 

bisherigen BAMA-O vor. Die §§ 1 bis 5 sowie die 

§§ 21 bis 32 dieser Ordnung gelten für Studierende, 

die in einem Bachelor- oder Masterstudiengang 

studieren bzw. immatrikuliert werden, dessen fach-

spezifische Ordnung nicht auf dem Belegpunkte-

system im Sinne der Rahmenordnung nach Abs. 4, 

sondern auf der bisherigen BAMA-O (Abs. 1) be-

ruht, ab dem 1. April 2013 aber nur, soweit die 

fachspezifische Ordnung keine anderweitigen Re-

gelungen enthält; § 1 Abs. 4 ist insoweit nicht an-

zuwenden. 

 

(4) Für Studierende, die in einem Bachelor- oder 

Masterstudiengang studieren, dessen fachspezifi-

sche Ordnung auf dem Belegpunktesystem im Sin-

ne der Rahmenordnung für das Bachelor- und Mas-

terstudium an der Universität Potsdam vom 16. 

März 2006 (AmBek. UP 2006 S. 22), zuletzt geän-

dert durch Satzung vom 24. September 2009 (Am-

Bek. UP 2009 S. 173) beruht, ist diese Ordnung 

nicht anzuwenden. 

 

(5) Änderungen der fachspezifischen Ordnung eines 

Bachelor- bzw. Masterstudiengangs, über die der 

Fakultätsrat nach dem In-Kraft-Treten dieser Ord-

nung entscheidet, müssen den Bestimmungen dieser 

Ordnung entsprechen, soweit nicht im Einzelfall 

fachspezifische bzw. Vertrauensschutzgründe ent-

gegenstehen, die auch nicht durch Übergangsbe-

stimmungen ausgeräumt werden können. § 1 Abs. 4 

ist anzuwenden. Die vorstehenden Sätze gelten 

auch für Ordnungen, die auf dem Belegpunktesys-

tem im Sinne der Rahmenordnung beruhen, soweit 
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sich aus diesem System keine zwingenden Hinde-

rungsgründe ergeben. 

 

(6) Unbeschadet der Abs. 3 und 4 sind alle vor In-

Kraft-Treten dieser Ordnung erlassenen fachspezi-

fischen Ordnungen bis zum 1. Oktober 2014 an die 

Bestimmungen dieser Ordnung anzupassen. Bis zu 

ihrem Außer-Kraft-Treten gelten sie weiterhin in 

allen ihren Bestimmungen. Die Abs. 3 und 4 blei-

ben unberührt. 

 

(7) Die auf der Grundlage dieser Ordnung erlasse-

nen fachspezifischen Ordnungen regeln in ihren 

Übergangsbestimmungen, dass die vor dem In-

Kraft-Treten dieser Ordnung erlassenen fachspezi-

fischen Ordnungen nach Ablauf der doppelten Re-

gelstudienzeit nach In-Kraft-Treten der jeweiligen 

neuen fachspezifischen Ordnung außer Kraft treten. 
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Anhang 1 (zu § 5 Abs. 2): Vorlagen für die Modulbeschreibungen 

 

Variante 1 

Name des Moduls: 
Anzahl der Leistungspunkte 

(LP): 

Modulart (Pflicht- oder Wahlpflichtmodul):  

Inhalte und Qualifikationsziele des Moduls:  

Modulprüfung (Anzahl, Form, Umfang):  

Selbstlernzeit (in Zeitstunden (h)):  

 

Veranstaltungen (Lehrformen) 
Kontaktzeit 

(in SWS) 

Prüfungsnebenleistungen 

(Anzahl, Form, Umfang) 
Modulteilprüfung 

(Anzahl, 

Form,  

Umfang) 

Für den Ab-

schluss des 

Moduls 

Für die Zulas-

sung zur Mo-

dulprüfung 

…     

…     

…     

 

Häufigkeit des Angebots:  

Voraussetzung für die Teilnahme am Modul:  

Anbietende Lehreinheit(en):  

 

Variante 2 

Name des Moduls: 
Anzahl der Leistungspunkte 

(LP): 
Modulart (Pflicht- oder Wahlpflichtmodul):  

Inhalte und Qualifikationsziele des Moduls:  
Modulprüfung (Anzahl, Form, Umfang, Arbeitsaufwand 

in LP):  

 

Veranstaltungen  

(Lehrformen) 
Kontaktzeit 

(in SWS) 

Prüfungsnebenleistungen 

(Anzahl, Form, Umfang) 
Modulteilprüfung 

(Anzahl,  

Form, 

Umfang) 

Arbeits-

aufwand  

gesamt (in LP) 
Für den Ab-

schluss des 

Moduls 

Für die Zulas-

sung zur Mo-

dulprüfung 
…      

…      

…      

 

Häufigkeit des Angebots:  
Voraussetzung für die Teilnahme am Modul:  
Anbietende Lehreinheit(en):  
 

 

Anhang 2 (zu § 5 Abs. 4): Empfohlene Verteilung der Leistungspunkte (LP) für Zwei-Fächer-Bachelor-

Studiengänge (Vollzeitstudium) 

 

Fachsemester 1. FS 2. FS 3. FS 4. FS 5. FS 6. FS Summe 

Erstfach 12 12 12 12 12 30 90 LP 

Zweitfach 12 12 12 12 12 -- 60 LP 

Schlüssel-

kompetenzen 

6 6 6 6 6 -- 30 LP 

Summe 30 30 30 30 30 30 180 LP 
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Anhang 3 (zu § 23 Abs. 3): Akademische Grundkompetenzen 

 

Die Module im Bereich wissenschaftliches Arbeiten/ wissenschaftliche Praxis zielen vorwiegend auf den Erwerb 

von fachnahen Methodenkompetenzen, die die individuelle Studierfähigkeit erhöhen. Dazu gehören insbesonde-

re die Bereiche: 

- Selbstreflexion, Lernstandsanalyse, individuelle Lern- und Planungsstrategien  

- Erarbeitung wissenschaftlicher Fragestellungen 

- Beschaffung von Informationen und Literatur 

- Lesen und verstehen wissenschaftlicher Texte 

- Verfassen wissenschaftlicher Texte 

- Erstellung schriftlicher Arbeiten 

- Erstellung von Referaten und Vorträgen 

- Anwendung spezieller Präsentationstechniken 

- Akademischer Diskurs und wissenschaftliche Diskussion mündlich/schriftlich 

Die Vermittlung der Kompetenzen erfolgt fachintegrativ.  

 


